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Sicherheit, Kommunales und Soziales 

Nr. 10 - 2161 - 4/14 

Glücksspielrecht; 
Bekanntmachung einer 

Allgemeinverfügung für Lotterien 
und Ausspielungen 

Allgemeine Erlaubnis für die Veranstaltung 
öffentlicher Lotterien und Ausspielungen 

im Regierungsbezirk Oberfranken 

Bekanntmachung 
der Regierung von Oberfranken 

vom 7. August 2026, Gz. 10 - 2161 - 4/14 

Aufgrund des Art. 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 2 
und des Art. 3 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes zur Aus-
führung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen 
in Deutschland (AGGlüStV) vom 20. Dezember 2007 
(GVBl. S. 922, BayRS 2187-3-I), das zuletzt durch § 1 
des Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. S. 147) ge-
ändert worden ist, erteilt die Regierung von Oberfran-
ken folgende allgemeine Erlaubnis: 

I. Allgemeine Erlaubnis 

Die Veranstaltung folgender Lotterien (Verlosung von 
Geldgewinnen) und Ausspielungen (Verlosung von 
Warengewinnen) im Regierungsbezirk Oberfranken 
wird allgemein erlaubt: 

1. Veranstalter mit Sitz in Bayern, soweit sie nach § 5 
Abs. 1 Nr. 9 Körperschaftsteuergesetz (KStG) von 
der Körperschaftsteuer befreit sind: 

 Arbeiterwohlfahrt Landesverband Bayern e.V., 
einschließlich seiner Untergliederungen 

 Deutscher Caritasverband, Landesverband 
Bayern e.V., einschließlich seiner Untergliede-
rungen und angeschlossenen Fachverbände 
mit Untergliederungen, z.B. Malteser Hilfs-
dienst e.V. 

 Diakonisches Werk Bayern der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern - Landesver-
band der Inneren Mission e.V. - einschließlich 
seiner Untergliederungen und angeschlosse-
nen Fachverbände mit Untergliederungen, z.B. 
Johanniter Unfall-Hilfe e.V. 

 Paritätischer Wohlfahrtsverband, Landesver-
band Bayern e.V., einschließlich seiner Unter-
gliederungen und angeschlossener Mitglieds-
organisationen mit Untergliederungen 

 Bayerisches Rotes Kreuz einschließlich seiner 
Gemeinschaften und Untergliederungen 

 Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft, Lan-
desverband Bayern e.V., einschließlich seiner 
Untergliederungen 

 Sozialverband VdK Bayern e.V. einschließlich 
seiner Untergliederungen 

 Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behin-
derung - Landesverband Bayern e.V. - ein-
schließlich seiner Untergliederungen und wei-
teren Mitgliedsorganisationen 

 Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband 
Bayern e.V., einschließlich seiner Untergliede-
rungen 

 Donum Vitae in Bayern e.V. zur Förderung des 
Schutzes des menschlichen Lebens ein-
schließlich seiner Unterorganisationen 

 Anerkannte Religionsgemeinschaften sowie 
deren Organisationen und Einrichtungen 

 Katholische Arbeitnehmerbewegung Deutsch-
lands e.V. einschließlich seiner Untergliederun-
gen 

 Bayerischer Landesverband des Katholischen 
Deutschen Frauenbundes e.V. einschließlich 
seiner Untergliederungen 

 Förder- und Unterstützungsvereine von Kinder-
tageseinrichtungen i.S.v. Art. 2 Abs. 1 Bayeri-
sches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 
(BayKiBiG), d.h. Kinderkrippen, Kindergärten, 
Horte und Häuser für Kinder 

 Elternbeiräte von Kindertageseinrichtungen 
nach Art. 14 BayKiBiG, soweit der Reinertrag 
der Lotterien und Ausspielungen ausschließ-
lich für Zwecke der Kindertageseinrichtungen 
verwendet wird 

 Förder- und Unterstützungsvereine von Schu-
len i.S.v. Art. 3 Abs. 1 und 2 Bayerisches Ge-
setz über das Erziehungs- und Unterrichtswe-
sen (BayEUG) 

 Elternbeiräte von Schulen nach Art. 64 
BayEUG, soweit der Reinertrag der Lotterien 
und Ausspielungen ausschließlich für Zwecke 
der Schulen verwendet wird 

 Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
e.V., Landesverband Bayern, einschließlich 
seiner Untergliederungen 

 Verband der Reservisten der Deutschen Bun-
deswehr e.V., Landesgruppe Bayern, ein-
schließlich seiner Untergliederungen sowie 
der Verbände des Beirats Reservistenarbeit 
beim Verband der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr e.V. einschließlich deren Unter-
gliederungen 

 Rotary Clubs und deren Hilfswerke 

 Lions Clubs und deren Hilfswerke 

 Inner Wheel Clubs und deren Hilfswerke 
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 Zonta Clubs und deren Hilfswerke 

 Kiwanis Clubs und deren Hilfswerke 

 Sportvereine, die dem Bayerischen Landes-
Sportverband e.V. angehören, einschließlich al-
ler Abteilungen und Sparten 

 Wandervereine, die dem Deutschen Volks-
sportverband e.V. angehören 

 Schießsportliche Vereine, die einem nach § 15 
des Waffengesetzes anerkannten Schieß-
sportverband angehören 

 Feuerwehrvereine 

 Gesangsvereine, die über ihre Verbände dem 
Deutschen Chorverband e.V. angehören 

 Musikvereine, die über ihre Verbände dem 
Bayerischen Blasmusikverband e.V. angehö-
ren 

 Trachtenvereine, die über ihre Verbände dem 
Bayerischen Trachtenverband e.V. angehören 

 Faschings- und Karnevalsgesellschaften, die 
der Föderation Europäischer Narren Deutsch-
land e.V. oder gegebenenfalls über ihre Ver-
bände dem Bund Deutscher Karneval e.V. an-
gehören 

 Tierschutzvereine, die dem Deutschen Tier-
schutzbund – Landesverband Bayern e.V. an-
gehören 

 Bund Naturschutz in Bayern e.V. einschließlich 
seiner Kreis- und Ortsgruppen 

 Gartenbauvereine, die dem Bayerischen Lan-
desverband für Gartenbau und Landespflege 
e.V. angehören 

 Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. ein-
schließlich seiner Kreis- und Ortsgruppen 

 Förder- und Unterstützungsvereine für die o.g. 
Organisationen und Vereine 

 Soroptimist International Clubs und deren 
Hilfswerke 

Soweit Elternbeiräte von Kindertageseinrichtun-
gen und Schulen Lotterien und Ausspielungen ver-
anstalten, wird nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2  
AGGlüStV eine Ausnahme von § 14 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 Glücksspielstaatsvertrag 2021 (GlüStV 2021) 
zugelassen. 

2. Das Spielkapital (= Zahl der Lose x Lospreis) darf 
nicht mehr als 40.000,00 € je Veranstaltung betra-
gen. 

3. Mindestens 25 % der eingenommenen Entgelte 
müssen in Form von Gewinnen wieder ausge-
schüttet werden. 

4. Der Reinertrag muss mindestens 25 % der einge-
nommenen Entgelte betragen. Der gesamte Rein-
ertrag muss ausschließlich und unmittelbar für ge-
meinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke 
verwendet werden. 

II. Nebenbestimmungen 

Die allgemeine Erlaubnis dieser Lotterien und Aus-
spielungen gilt nur unter folgenden Bedingungen und 
Auflagen: 

1. Ausspielungen mit einem Spielkapital über 
5.000,00 € sowie Lotterien sind vorbehaltlich 
Satz 2 mindestens eine Woche vorher bei der 
Gemeinde des Veranstaltungsorts anzuzeigen. 
Bei einem Spielkapital über 15.000,00 € sind 
Lotterien und Ausspielungen bei der Regierung 
von Oberfranken, Ludwigstraße 20, 95444 Bay-
reuth, anzuzeigen. 

2. Die Anzeige hat nach beigefügtem Muster zu er-
folgen. Das Anzeigeformular wird auch auf der 
Internetseite der Regierung von Oberfranken be-
reitgestellt. Daneben kann die Anzeige mittels 
der im BayernPortal oder der auf der Internet-
seite der jeweils zuständigen Gemeinde zur Ver-
fügung gestellten Formulare oder Online-Verfah-
ren erfolgen. 

3. Der Losverkauf darf die Dauer von zwei Mona-
ten nicht überschreiten und bei Lotterien und 
Ausspielungen im Zusammenhang mit Volksfes-
ten, Schützenfesten, Jahrmärkten, Spezialmärk-
ten, Vereinsjubiläen, Weihnachtsmärkten und 
ähnlichen Veranstaltungen ausschließlich wäh-
rend der Dauer und der Öffnungszeiten der Ver-
anstaltung durchgeführt werden. 

4. Lotterien und Ausspielungen dürfen sich nicht 
über den Regierungsbezirk Oberfranken hinaus 
erstrecken. 

5. Ein Verkauf der Lose über das Internet ist nicht 
zulässig. 

6. Auf mindestens 1 % der Lose muss ein Gewinn 
entfallen. Die Gewinne sind bezüglich ihrer Wer-
tigkeit angemessen zu staffeln. 

7. Die Verwaltungskosten sind so gering wie mög-
lich zu halten und dürfen nicht mehr als 25 % der 
eingenommenen Entgelte betragen. 

8. Lotterien und Ausspielungen dürfen nicht durch 
Dritte durchgeführt werden. 

9. Mit der Veranstaltung der Lotterien und Ausspie-
lungen dürfen keine wirtschaftlichen Zwecke 
verfolgt, insbesondere keine Wirtschaftswer-
bung betrieben werden. Ein Hinweis auf 
Sponsoren von Gewinnen ist zulässig. 

10. Durch die Veranstaltung selbst oder durch die 
Verwirklichung des Veranstaltungszwecks oder 
die Verwendung des Reinertrags darf die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung nicht gefährdet 
oder die Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu anderen Staaten nicht beein-
trächtigt werden. 

11. Über Lotterien und Ausspielungen sind Abrech-
nungen gemäß beigefügtem Muster zu fertigen. 
Werden Glückshafenausspielungen auf Volks-
festen, Schützenfesten, Jahrmärkten, Spezial- 
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märkten, Weihnachtsmärkten und ähnlichen 
Veranstaltungen von Kreisverbänden einer Orga-
nisation durchgeführt, ist es ausreichend, wenn 
der jeweilige Kreisverband für alle im Kalender-
jahr veranstalteten Glückshafenausspielungen 
eine Sammelabrechnung erstellt. Abrechnungen 
sind von den Verantwortlichen des Veranstalters 
zu unterzeichnen. Abrechnungen und Belege 
über Lotterien und Ausspielungen sind mindes-
tens sechs Jahre aufzubewahren, sofern sich 
nicht aus steuerrechtlichen Gründen eine län-
gere Aufbewahrungszeit ergibt. 

III. Abweichung vom Glücksspielstaatsvertrag 2021 

Die Gemeinde des Veranstaltungsortes und die Re-
gierung von Oberfranken können jederzeit die Vorlage 
von Abrechnungen und der dazugehörigen Belege 
verlangen. Ohne dieses Verlangen ist die Vorlage von 
Abrechnungen nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2  
AGGlüStV in Abweichung von § 15 Abs. 3 Satz 2 
GlüStV 2021 nicht erforderlich. 

IV. Hinweise 

1. Die Befugnisse der Gemeinde des Veranstal-
tungsortes, die Einhaltung dieser allgemeinen Er-
laubnis sowie die Bestimmungen des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 und des Ausführungsgeset-
zes dazu zu überwachen, bleiben unberührt. 

2. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung und Er-
gänzung von Nebenbestimmungen bleiben vorbe-
halten. 

3. Lotterien und Ausspielungen sind rechtzeitig vor 
Beginn beim zentral zuständigen Finanzamt Mün- 

chen, Abteilung III (Katharina-von-Bora-Str. 4, 
80333 München) anzumelden, wenn der geplante 
Gesamtpreis der Lose 5.000,00 € übersteigt. Es 
ist mit dem Finanzamt abzuklären, ob eine Lotte-
riesteuer anfällt. 

Für weitergehende Informationen zur Besteue-
rung von Lotterien und Ausspielungen wird auf 
das Merkblatt des Bayerischen Landesamts für 
Steuern verwiesen. 

4. Die Nichtbeachtung einzelner Erlaubnisvorausset-
zungen und Nebenbestimmungen hat zur Folge, 
dass die Veranstaltung einer Lotterie oder Aus-
spielung nicht mehr von dieser allgemeinen Er-
laubnis erfasst ist und ordnungs-, straf- und steu-
errechtliche Konsequenzen nach sich ziehen kann. 

5. Die Teilnahme von Minderjährigen bestimmt sich 
nach § 4 Abs. 3 Sätze 2 bis 4 GlüStV 2021. 

V. Geltungsdauer 

Diese allgemeine Erlaubnis tritt am 1. September 
2026 in Kraft. Sie gilt bis zum 31. August 2031. Mit 
Inkrafttreten dieser allgemeinen Erlaubnis tritt die All-
gemeine Erlaubnis für die Veranstaltung öffentlicher 
Lotterien und Ausspielungen im Regierungsbezirk 
Oberfranken vom 12. Juni 2025, Gz. 10 - 2161 - 4/14, 
außer Kraft. 

Bayreuth, 7. August 2026 
Regierung von Oberfranken 
Florian   L u d e r s c h m i d 

Regierungspräsident 

https://www.lfst.bayern.de/formulare/weitere-themen-a-bis-z/rennwett-und-lotteriesteuer
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Formblatt zur Bekanntmachung einer Allgemeinverfügung für Lotterien und Ausspielungen 

Anzeige einer Lotterie oder Ausspielung bei den Glücks-
spielaufsichtsbehörden 

Zuständige Glücksspielaufsichtsbehörde 
Nach Abschnitt II Nr. 1 der allgemeinen Erlaubnis der Regierung von Oberfranken vom 7. August 2026 
Gz. 10 - 2161 - 4/14 

Name der Gemeinde oder der Regierung 
Straße, Hausnummer 
Postleitzahl, Ort 

Veranstalter 
Name der veranstaltenden Organisation 
Straße, Hausnummer 
Postleitzahl, Ort 

Vorstand/Vorsitz oder sonstige vertretungsberechtigte Person 
Vorname, Nachname 
Telefon 
E-Mail 

Für die Veranstaltung verantwortliche Person 
Vorname, Nachname 
Telefon 
E-Mail 

Art der Veranstaltung 
 Lotterie (ausschließlich Verlosung von Geldgewinnen)
 Ausspielung (Verlosung von Sachgewinnen bzw. von Sach- und Geldgewinnen)

Angaben zur Veranstaltung 
Ort oder Gebiet für den Losverkauf 

Datum oder Zeitraum für den Losverkauf 
Von 
Bis 

Ort der Ziehung 

Datum oder Zeitraum der Ziehung 
Von 
Bis 

Anzahl der geplanten Lose Anzahl 

Lospreis Euro 

geplantes Spielkapital 
(= Anzahl der geplanten Lose x Lospreis) 

Euro 
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geplanter Verwendungszweck für den Reinertrag 

Ort, Datum Unterschrift Veranstalter 

Allgemeine Informationen über die Verarbeitung Ihrer Daten und Ihre Rechte bei der Verarbeitung Ihrer Da-
ten können Sie der Datenschutzerklärung auf der Internetseite der Regierung von Oberfranken entnehmen. 



128 Oberfränkisches Amtsblatt, Nr. 13/2026 

Formblatt zur Bekanntmachung einer Allgemeinverfügung für Lotterien und Ausspielungen 

Abrechnung einer Lotterie oder Ausspielung zwecks Vorlage 
bei den Glücksspielaufsichtsbehörden

Zuständige Glücksspielaufsichtsbehörde 
Vorlage der Abrechnung nur auf Anforderung nach Abschnitt III der allgemeinen Erlaubnis der Regierung von 
Oberfranken vom 7. August 2026 Gz. 10 - 2161 - 4/14 

Name der Gemeinde oder der Regierung 
Straße, Hausnummer 
Postleitzahl, Ort 

Veranstalter 
Name der veranstaltenden Organisation 
Straße, Hausnummer 
Postleitzahl, Ort 

Vorstand/Vorsitz oder sonstige vertretungsberechtigte Person 
Vorname, Nachname 
Telefon 
E-Mail 

Für die Veranstaltung verantwortliche Person 
Vorname, Nachname 
Telefon 
E-Mail 

Art der Veranstaltung 
 Lotterie (ausschließlich Verlosung von Geldgewinnen)
 Ausspielung (Verlosung von Sachgewinnen bzw. von Sach- und Geldgewinnen)

Angaben zur Veranstaltung 
Ort oder Gebiet für den Losverkauf 

Datum oder Zeitraum für den Losverkauf 
Von 
Bis 

Ort der Ziehung 

Datum oder Zeitraum der Ziehung 
Von 
Bis 

Umfang der Veranstaltung 
Anzahl der geplanten Lose Anzahl 

Lospreis Euro 

geplantes Spielkapital 
(= Anzahl der geplanten Lose x Lospreis) 

Euro 

Anzahl der verkauften Lose Anzahl 

Einnahmen durch Losverkauf
(= Anzahl der verkauften Lose x Lospreis) 

Euro 
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Ausgespielte Gewinne 
Anzahl der Geld- und Sachpreise Anzahl 

Summe der aus den Einnahmen bereitgestellten 
Geldpreise 

Euro 

Wert der gekauften Sachpreise Euro 

Aufwendungen für die Preise Euro 

Schätzwert der gesponserten Preise Euro 

Gesamtwert der ausgespielten Preise Euro 

Anteil der ausgespielten Preise an den Ein-
nahmen durch Losverkauf

in Prozent 

Verwaltungskosten 
Kosten für die Herstellung der Lose Euro 

Auslosungskosten (z.B. Notar) Euro 

Kosten für den Losverkauf, Werbung Euro 

eventuell Bewirtung für ehrenamtliche Helfer Euro 

Sonstige Kosten Euro 

(bitte stichwortartig aufführen) 

Summe der Verwaltungskosten Euro 

Anteil der Verwaltungskosten an den Einnah-
men durch Losverkauf

in Prozent 

Ergebnis der Lotterie oder Ausspielung 
Einnahmen durch Losverkauf Euro 

abzüglich Aufwendungen für die Preise Euro 

abzüglich Summe der Verwaltungskosten Euro 

abzüglich Lotteriesteuer (soweit anfallend) Euro 

Hinweis: Die Lotteriesteuer beträgt 20 % des Nennwertes sämtlicher Lose ausschließlich der Steuer, d.h. 16 ⅔ % des Brut-
toverkaufspreises aller Lose, § 29 RennwLottG.

Ergebnis: Reinertrag Euro 

Anteil des Reinertrags an den Einnahmen 
durch Losverkauf

in Prozent 

 Der Reinertrag wird für eigene gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verwendet. 

 Der Reinertrag wird für folgende gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verwendet. 

Zwecke 

Ort, Datum Unterschrift Veranstalter 

Allgemeine Informationen über die Verarbeitung Ihrer Daten und Ihre Rechte bei der Verarbeitung Ihrer Da-
ten können Sie der Datenschutzerklärung auf der Internetseite der Regierung von Oberfranken entnehmen. 
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Nr. 12 - 1443 - 2 - 34 

Vollzug des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 

Vereinbarung zum Betrieb einer 
gemeinsamen Vollzugs- und Bußgeld-

stelle zwischen den Landratsämtern Hof 
und Wunsiedel i. Fichtelgebirge 

Das Landratsamt Hof, verteten durch Herrn Landrat 
Dr. Oliver Bär, und das Landratsamt Wunsie-
del i. Fichtelgebirge, vertreten durch Herrn Landrat 
Peter Berek, beschlossen die Vereinbarung zum Be-
trieb einer gemeinsamen Vollzugs- und Bußgeld-
stelle. 

Mit Bescheid der Regierung von Oberfranken vom 
14. August 2026 wurde die Vereinbarung gemäß 
Art. 55 KommZG rechtsaufsichtlich genehmigt. Die 
Zuständigkeit der Regierung von Oberfranken ergibt 
sich aus Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KommZG. 

Gemäß Art. 55 Abs. 3 Satz 1 KommZG wird hiermit 
die Vereinbarung amtlich bekannt gemacht. Die Wirk-
samkeit bestimmt sich nach Art. 55 Abs. 3 Satz 2 
KommZG in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 der Ver-
einbarung. 

Bayreuth, 17. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

K e r n e r 
Ltd. Regierungsdirektorin 

Vereinbarung zum Betrieb einer 
gemeinsamen Vollzugs- und Bußgeldstelle 

Das Landratsamt Hof als untere Staatsbehörde, 
vertreten durch Landrat Dr. Oliver Bär, 

und 

das Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge als un-
tere Staatsbehörde, 
vertreten durch Landrat Peter Berek 

schließen aufgrund von Art. 55 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) folgende 
Vereinbarung: 

Präambel 

Die Landratsämter Hof und Wunsiedel i. Fichtelge-
birge sind sich darüber einig, dass eine gemeinsame 
Vollzugs- und Bußgeldstelle für die Ahndung der in 
dieser Vereinbarung näher bezeichneten Ordnungs-
widrigkeiten der Kreisverwaltungsbehörden Hof und 
Wunsiedel i. Fichtelgebirge eingerichtet wird. Die ge-
meinsame Vollzugs- und Bußgeldstelle wird mit Per-
sonal beider Landratsämter betrieben und hat ihren 
Sitz an beiden Landratsämtern.  

§ 1 Zweck der Vereinbarung 

Ziel des Betriebs der gemeinsamen Vollzugs- und 
Bußgeldstelle ist eine Effizienzsteigerung in der Bear- 

beitung von Bußgeldverfahren aufgrund der durch die 
Zusammenarbeit möglichen Spezialisierung des Per-
sonals auf das Ordnungswidrigkeitenrecht sowie be-
stimmte Ordnungswidrigkeitentatbestände. Durch 
die Einrichtung eines abgestimmten Prozesses sowie 
die Beschaffung und den Betrieb einer einheitlichen 
Software sollen Synergien genutzt und Kosten einge-
spart werden. Zweck ist ferner die Steigerung der be-
arbeiteten Fallzahlen zur Stärkung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung.  

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass durch 
diese Vereinbarung keine Änderung der Zuständigkeit 
bzgl. der Meldungen von Verdachtsfällen an die Straf-
verfolgungsbehörden in Bezug auf Verstöße im Be-
reich des Veterinär-, Sozial- und Gesundheitswesen 
sowie Natur-, Umweltschutz und Wasserrecht erfol-
gen soll. 

§ 2 Übertragung von Aufgaben und Befugnissen 

(1) Die Kreisverwaltungsbehörden Hof und Wunsie-
del i. Fichtelgebirge nehmen die Verfolgung und Ahn-
dung der im Zuständigkeitsbereich der Landkreise 
Hof und Wunsiedel i. Fichtelgebirge anfallenden Ord-
nungswidrigkeiten nach Art. 55 Abs. 1 Satz 1 
KommZG als gemeinsame Stelle wahr. Die Verteilung 
der verwaltungsseitigen Verfolgung und Ahndung der 
insgesamt zu bearbeitenden Ordnungswidrigkeiten 
auf die beiden Kreisverwaltungsbehörden erfolgt 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 8. Im Einzelfall ist 
eine gegenseitige Vertretung zwischen den Kreisver-
waltungsbehörden möglich. 

(2) Das Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge als 
untere Staatsbehörde überträgt dem Landratsamt 
Hof als untere Staatsbehörde die Aufgabe der Verfol-
gung und Ahndung der im Zuständigkeitsbereich der 
Kreisverwaltungsbehörde Wunsiedel i. Fichtelge-
birge anfallenden Ordnungswidrigkeiten nach den in 
der Anlage, Ziffer 1, genannten Rechtsgrundlagen. 

(3) Das Landratsamt Hof als untere Staatsbehörde 
überträgt dem Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelge-
birge als untere Staatsbehörde die Aufgabe der Ver-
folgung und Ahndung der im Zuständigkeitsbereich 
der Kreisverwaltungsbehörde Hof anfallenden Ord-
nungswidrigkeiten nach den in der Anlage, Ziffer 2, 
genannten Rechtsgrundlagen.  

(4) Soweit eine Aufgabenübertragung auf die Land-
ratsämter Hof bzw. Wunsiedel i. Fichtelgebirge als 
untere Staatsbehörden erfolgt, werden auch alle für 
die Durchführung der Aufgaben notwendigen Befug-
nisse übertragen.  

(5) Den Kreisverwaltungsbehörden Hof und Wunsie-
del i. Fichtelgebirge obliegt weiterhin die Verfolgung 
von Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 35 OWiG 
nach Maßgabe dieser Vereinbarung. Daher führen sie 
für die in ihrem Zuständigkeitsbereich anfallenden 
Ordnungswidrigkeiten bei einem Anfangsverdacht 
die Ermittlungen zur Beurteilung des subjektiven und 
objektiven Tatbestandes durch. Sobald die Fachberei-
che der jeweiligen Kreisverwaltungsbehörden die 
Ahndung einer Ordnungswidrigkeit für angezeigt hal-
ten, wird der jeweilige Vorgang der gemeinsamen  
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Vollzugs- und Bußgeldstelle auf elektronischem 
Wege übermittelt. Die Verantwortung für den weite-
ren Verfahrensgang trägt die Kreisverwaltungsbe-
hörde, welcher nach Abs. 2 und 3 die Aufgabe der 
Ahndung der entsprechenden Ordnungswidrigkeit 
übertragen wurde. Ihr obliegt die Befugnis zur Aus-
übung des pflichtgemäßen Ermessens nach § 47 
Abs. 1 Satz 1 OWiG über die weitere Verfolgung der 
Ordnungswidrigkeit oder über die Einstellung des 
Verfahrens nach § 47 Abs. 1 Satz 2 OWiG. Ihr obliegt 
nach Vorlage des Vorgangs ferner auch die gesamte 
Durchführung des weiteren Bußgeldverfahrens. Dies 
umfasst insbesondere die Einleitung des weiteren 
Verfahrens mittels Anhörung der Betroffenen und 
ggf. von Zeugen, notwendige Ermittlungen, die Ent-
scheidungen über die Akteneinsicht nach § 49 OWiG, 
über verfahrensübergreifende Mitteilungen von Amts 
wegen nach § 49 a OwiG sowie über verfahrensüber-
greifende Miteilungen auf Ersuchen und die sonstige 
Verwendung von Daten nach § 49 b OWiG. Gleiches 
gilt für die Entscheidungen über die Einziehung von 
Gegenständen, die Höhe eines Bußgeldes, die Bear-
beitung der Einsprüche gegen Bußgeldbescheide und 
die Weiterleitung an das zuständige Amtsgericht, die 
Vertretung der Verwaltungsbehörde im gerichtlichen 
Verfahren nach § 76 OWiG, die Entscheidung über 
Niederschlagung und Zahlungserleichterungen sowie 
die Vollstreckung der Bußgeldbescheide nach 
§§ 89 - 108 OWiG sowie die digitale Aufbewahrung 
der Bußgeldakten nach den gesetzlichen Fristen. 

(6) Während des Bußgeldverfahrens findet eine regel-
mäßige Abstimmung zwischen der Vollzugs- und 
Bußgeldstelle sowie den jeweiligen abgebenden 
Fachbereichen beider Kreisverwaltungsbehörden 
statt. Die abgebenden Fachbereiche haben die Voll-
zugs- und Bußgeldstelle während des laufenden Buß-
geldverfahrens auf Anfrage der Vollzugs- und Buß-
geldstelle stets fachlich zu unterstützen. Im Falle ei-
ner Hauptverhandlung nach § 71 OWiG begleitet der 
abgebende Fachbereich die Vollzugs- und Bußgeld-
stelle im gerichtlichen Verfahren.  

(7) Sollte sich Abstimmungsbedarf ergeben, ent-
scheidet die zentrale Bußgeldstelle im Benehmen mit 
der abgebenden Fachstelle über das konkrete Vorge-
hen im Einzelfall. Vorgesetzte sind bei Bedarf zu be-
teiligen. 

(8) Die Vollzugs- und Bußgeldstelle setzt die abgeben-
den Fachbereiche der jeweils anderen Kreisverwal-
tungsbehörde von bedeutenden Verfahrensschritten 
jedes jeweils vorgelegten Vorgangs in Kenntnis. Ins-
besondere wird der Bußgeldbescheid in Kopie ver-
sandt beziehungsweise ein Einstellungsvermerk 
übermittelt. Für Fachbereiche, die auf diese Informa-
tion in schriftlicher Form verzichtet haben, gelten die 
Sätze 1 und 2 nicht.  

(9) Die für die Bearbeitung der Ordnungswidrigkeiten-
verfahren in der gemeinsamen Stelle erforderliche 
Software wird durch das Landratsamt Wunsie-
del i. Fichtelgebirge bereitgestellt und betreut. 

§ 3 Kosten, Vereinnahmung von Bußgeldern 

(1) Im Sinne einer bürokratiearmen und damit effizien-
ten Zusammenarbeit werden die Bußgelder von der 
jeweils das Verfahren bearbeitenden Kreisverwal-
tungsbehörde erhoben und werden von diesem Land-
kreis als Finanzzuweisung i.S.d. Art. 7 Abs. 1, Abs. 2 
Nr. 6 BayFAG vereinnahmt. Zur Abgeltung der durch 
die Sachbearbeitung der Bußgeldverfahren entste-
henden Personal- sowie Sachkosten inkl. Software-
kosten verbleiben die Bußgeldeinnahmen bei dem 
Landkreis, bei dem der Aufwand für die Bußgeldsach-
bearbeitung anfiel. Der Begehungsort der Ordnungs-
widrigkeit ist dabei nicht relevant. 

(2) Im Bereich der IT entsteht ein Mehraufwand beim 
Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge. Von der ge-
meinsamen Beschaffung des Programmes BS-OWI 
mit DMS-Schnittstellen, dessen Hosting sowie die 
des Formcycle-Formulars inkl. Cloud profitieren beide 
Landratsämter gleichermaßen. Um diesen Mehrauf-
wand auszugleichen, werden  

- einmalig Anschaffungskosten (BS-OWI sowie 
dessen Einrichtung) grundsätzlich hälftig, sofern 
die Vertragsparteien nicht für einzelne Kostenbe-
standteile eine abweichende Verteilung, insbe-
sondere nach der Anzahl der Nutzer, vereinbaren, 
und 

- jährlich anfallende Kosten für Softwarepflege 
(durch Firma Beister), Personalkosten der IT nach 
dem Anteil der Fälle am Gesamtaufkommen plus 
eine Infrastruktur-Pauschale pro Bearbeiter der 
zentralen Bußgeldstelle Hof 

dem Landkreis Hof in Rechnung gestellt.  

Eine erste Abrechnung erfolgt binnen drei Monaten 
nach Ablauf des Jahres, in dem die zentrale Bußgeld-
stelle ihre Arbeit aufgenommen hat. Ab dem darauf-
folgenden Jahr erfolgt eine jährliche Rechnungsstel-
lung binnen drei Monaten nach Ablauf des Kalender-
jahres. 

§ 4 Evaluation 

(1) Die Verteilung der Ordnungswidrigkeitenverfahren 
zwischen beiden Kreisverwaltungsbehörden i.S.d. § 2 
Abs. 1 und 2 dieser Vereinbarung ist mit Blick auf den 
entstehenden Sach- und Personalaufwand sowie die 
Bußgeldeinnahmen regelmäßig zu evaluieren. Die 
Evaluation wird von beiden Landratsämtern gemein-
sam vorgenommen. Der erste mit dem Staatsminis-
terium des Innern, für Sport und Integration abge-
stimmte Zwischenbericht ist bis zum 30. September 
2027 fertigzustellen.  

(2) Bei Bedarf erklären sich beide Landkreise bereit, 
die Verteilung der Rechtsgebiete i.S.d. § 2 Abs. 2 und 
3 dieser Vereinbarung unverzüglich anzupassen bzw. 
eine Vereinbarung zur Kostenerstattung zu treffen. 
Art. 55 Abs. 2 und 3 i.V.m. Art. 14 Abs. 2 KommZG 
finden Anwendung.  
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§ 5 Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der amtli-
chen Bekanntmachung im Amtsblatt der Regierung 
von Oberfranken als zuständige Aufsichtsbehörde in 
Kraft und läuft auf unbestimmte Zeit. Sie kann von je-
der Partei mit einer Frist von sechs Monaten zum 
Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. Das 
Recht zur außerordentlichen Kündigung wird von die-
ser Bestimmung nicht berührt.  

(2) Mit Ablauf der Kündigungsfrist, im Falle einer ein-
vernehmlichen Aufhebung oder einer sonstigen Be-
endigung dieser Vereinbarung hat die jeweilige Kreis-
verwaltungsbehörde der jeweils anderen Kreisver-
waltungsbehörde unverzüglich die von dort vorgeleg-
ten Vorgänge, die noch nicht durch Erlass eines Buß-
geldbescheides oder durch die Entscheidung über die 
Einstellung des Verfahrens abgeschlossen wurden, 
zur nunmehr wieder eigenen Aufgabenwahrnehmung 
vorzulegen. Entsprechendes gilt für Einspruchs- und 
Rechtsmittelverfahren, die noch nicht bestands- oder 
rechtskräftig abgeschlossen sind. Bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist bleiben alle Rechte und Pflichten die-
ser Vereinbarung bestehen.  

(3) Das Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge wird 
binnen drei Monaten nach der Beendigung dieser Ver-
einbarung die Abrechnung der Kostenerstattung nach 
§ 3 Abs. 2 vorlegen. Die Kostenerstattung ist drei Wo-
chen nach Abrechnungseingang fällig. Die Bußgelder, 
die danach eingenommen werden, verbleiben bei 
dem Landratsamt, das den Bußgeldbescheid erlas-
sen hat. 

§ 6 Schlichtung 

Bei Streitigkeiten auf der Grundlage dieser Vereinba-
rung soll eine gütliche Regelung zwischen den Betei-
ligten angestrebt werden. 

§ 7 Datenschutz 

(1) Durch diese Vereinbarung legen die Landratsäm-
ter Wunsiedel i. Fichtelgebirge und Hof die Zwecke 
und Mittel der gegenständlichen und in § 1 dieser 
Vereinbarung normierten Datenverarbeitung gemein-
sam fest und fungieren insofern bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten im Rahmen des Vollzugs 
von Ordnungswidrigkeitenverfahren als gemeinsam 
Verantwortliche gemäß Art. 26 Abs. 1 DSGVO.  

(2) In einer gemäß Art. 26 Abs. 1 Satz 2 DSGVO zu 
schließenden Vereinbarung ist festzulegen, welche 
datenschutzrechtlichen Verpflichtungen nach der Da-
tenschutzgrundverordnung von den Vertragspartnern 
der Vereinbarung zu erfüllen sind. Insbesondere ist zu 
regeln, wie die Wahrnehmung der Betroffenenrechte 
sichergestellt werden kann und in welcher Form den 
Informationspflichten nach Art. 13 und 14 DSGVO 
Rechnung getragen wird.  

(3) Die weiteren Verpflichtungen nach Art. 26 DSGVO 
bleiben unberührt. 

(4) In der gemäß Abs. 2 zu schließenden Vereinba-
rung sind auch die einzelnen Prozessabschnitte der  

gegenständlichen Datenverarbeitungen darzulegen. 
Diese müssen insbesondere auch eine Schilderung 
der technischen und organisatorischen Maßnahmen 
gemäß Art. 32 DSGVO enthalten, welche zum Schutz 
personenbezogener Daten von den jeweiligen Akteu-
ren hinsichtlich der landkreisübergreifenden Zusam-
menarbeit gemäß § 1 dieser Vereinbarung getroffen 
wurden. 

(5) Die Vereinbarung nach Abs. 2 ist Bestandteil die-
ser Vereinbarung. 

§ 8 Umsatzsteuer 

(1) Auf die Leistungen dieser Vereinbarung wird auf-
grund des § 2 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz (UStG) a.F. 
derzeit keine Umsatzsteuer erhoben. 

(2) Ab der Anwendung des neuen Umsatzsteuer-
rechts für juristische Personen des öffentlichen 
Rechts gem. § 2 b Abs. 1 UStG sind alle Leistungen 
dieser Vereinbarung nicht steuerbar. Eine Umsatz-
steuer wird somit nicht in Rechnung gestellt. 

(3) Die Weiterberechnungen aus § 3 Abs. 2 der Ver-
einbarung sind als unselbstständige Nebenleistungen 
zu betrachten. Sie sind im Vergleich zum Betrieb einer 
gemeinsamen Vollzugs- und Bußgeldstelle (Haupt-
leistung) nebensächlich und dienen lediglich dazu, die 
Hauptleistung unter optimalen Bedingungen auszu-
führen. Die Weiterberechnungen teilen damit das um-
satzsteuerliche Schicksal der Hauptleistung und sind 
in beiden umsatzsteuerlichen Rechtslagen nicht steu-
erbar. 

§ 9 Salvatorische Klausel und Schlussbestimmung 

(1) Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinba-
rung bedürfen der Schriftform. Diese Bestimmung 
kann ebenso nur schriftlich abgeändert oder ergänzt 
werden.  

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinba-
rung unwirksam oder undurchführbar sein oder nach-
träglich unwirksam oder undurchführbar werden, 
bleibt die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen un-
berührt. 

(3) An die Stelle der unwirksamen oder undurchführ-
baren Bestimmung soll diejenige wirksame und 
durchführbare Regelung treten, deren Wirkung nach 
Sinn und Zweck der mit der Bestimmung verfolgten 
Zielsetzung am nächsten kommt.   

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entspre-
chend für den Fall, dass sich der Vertrag als lücken-
haft erweist. 

Hof, 13. August 2026 
Landratsamt Hof 
Dr. Oliver   B ä r 

Landrat 

Wunsiedel, 12. August 2026 
Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge 

Peter   B e r e k 
Landrat 
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Anlage zur Verwaltungsvereinbarung zum Betrieb einer gemeinsamen Bußgeldstelle zwischen dem Landratsamt 
Hof und dem Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge  

1. Dem Landratsamt Hof übertragene Rechtsgebiete gemäß § 2 Abs. 2:  

a. Jugendschutzrecht 

 § 28 JuSchG 

b. Straßenrecht und Verkehrsrecht 

 Art. 66 BayStrWG 

 §§ 19 GüKG 

 § 61 PBefG 

 § 56 FahrlG 

c. Wasserrecht 

 § 103 WHG 

 Art. 97 BayWG 

 § 65 AwSV 

 § 29 WasSiG 

 § 15 AbwAG 

 § 69 UVPG 

 § 8 EÜV 

d. Abfallrecht 

 § 69 KrWG 

e. Naturschutzrecht 

 § 69 BNatSchG 

 Art. 57 BayNatSchG  

f. Immissionsschutzrecht 

 § 62 BImSchG 

g. Baurecht 

 § 213 BauGB  

 Art. 79 BayBO 

 Art. 30 BayWoBindG  

 Art. 22 BayWoFG 

h. Schulwesen und Ausbildungsförderungsrecht 

 Art. 119 BayEUG 

2. Dem Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge übertragene Rechtsgebiete gemäß § 2 Abs. 3:  

a. Öffentliche Sicherheit und Ordnung – allgemein 

 § 111 ff. OWiG 

 LStVG 

 § 27 VVB 

 §§ 29 ff. Versammlungsgesetz 

 Art. 13 BayPrG 

 § 4 NachweisG 

 § 32 BtMG 

 Art. 18 BestG 

 § 24 SchfHwG 

 Art. 26 BayFwG 

 Art. 18 BayKSG 

 § 6 SchallZV 

 § 30 ZSKG 

 § 36 KCanG 

b. Gewerbe- und Gaststättenrecht 

 § 143 GewO 

 § 26 Finanzanlagenvermittlungsverordnung (FinVermV) 

 Art. 7 FTG 
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 §§ 117 HWO 

 § 22 BewachV 

 Art. 11 BayLadSchlG 

 Art. 10 Gesetz zum Schutz der Gesundheit (GSG) 

c. Gesundheitswesen und Apotheken 

 § 73 IfSG 

 § 97 AMG 

 Art. 30 GDG 

d. Jagd- und Forstrecht 

 § 39 BayJagdG 

 Art. 56 BayJG 

 § 33 AVBayJG 

 § 7 WaldSchadInV 

 § 68 PflSchG 

e. Trinkwasserverordnung 

 § 72 TrinkwV 

f. Waffen- und Sprengstoffrecht 

 § 53 WaffG 

 § 34 AWaffV 

 § 41 SprenG i.V.m. einzelne Sprengstoffverordnungen (Zuständigkeit nur im Bereich Laden, Wiederladen 
und Böllern ansonsten Gewerbeaufsichtsamt bei der Reg Ofr.) 

g. Tierschutz- und Lebensmittelrecht 

 § 18 TierSchG 

 § 7 Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetz (TierErzHaVerbG) 

 § 32 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) 

 § 41 Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung (BmTierSSchV) 

 § 14 Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz (TierNebG) 

 § 46 Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) 

 § 44 Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchNutztV) 

 § 16 Tierschutz-Schlachtverordnung (TierSchlV) 

 § 12 Tierschutz-Hundeverordnung 

 § 64 Geflügelpest-Verordnung (GeflPestSchV) 

 § 6 BVDV-Verordnung 

 § 29 Fischseuchenverordnung (FischSeuchV) 

 § 89 Tierarzneimittelgesetz (TAMG) 

 Art. 37 LStVG, gef. Tiere 

 § 24 Tierische Lebensmittel-Hygieneverordnung (Tier-LMHV) 

 § 10 Lebensmittelhygiene-Verordnung (LMHV) 

 § 60 Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) 

 § 6 Lebensmittelinformations-Durchführungsverordnung (LMIDV) 

 § 7 Lebensmittelzusatzstoff-Durchführungsverordnung (LMZDV) 

 Lebensmittelrechtliche Straf- und Bußgeldverordnung (LMRStV) 

 EU- Richtlinien 

h. Ausländerrecht und Personenstandswesen 

 § 98 AufenthG 

 § 54 BMG 

 §§ 32 ff. PAuswG 

i. Sozialrecht 

 § 37 WoGG, 

 § 121 SGB XI,  

 § 117 SGB XII,  

 Art. 23 PfleWoqG 

 § 89 AVPfleWoqG 

 § 58 BAföG, 

 § 29 AFBG 
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Vereinbarung über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten in gemeinsamer 

Verantwortlichkeit (Art. 26 Datenschutz- 
Grundverordnung – DSGVO) 

zwischen dem 
Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
Jean-Paul-Straße 9 
95632 Wunsiedel 
-vertreten durch Landrat Peter Berek- 
nachfolgend "Partei 1" genannt 

und dem 
Landratsamt Hof 
Schaumbergerstraße 14 
95032 Hof 
-vertreten durch Dr. Oliver Bär- 
nachfolgend "Partei 2" genannt 

gemeinsam als "Parteien" bezeichnet. 

1. Verantwortliche  

1.1 Diese Vereinbarung regelt die Rechte und Pflichten der Verantwortlichen (im Folgenden auch "Parteien" ge-
nannt) bei der gemeinsamen Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der nachfolgend näher 
festgelegten Verarbeitungstätigkeiten. Diese Vereinbarung gilt für alle Tätigkeiten, bei denen Beschäftigte 
der Parteien oder ein durch sie beauftragter Auftragsverarbeiter personenbezogene Daten für die Verantwort-
lichen verarbeiten. 

1.2 Die Parteien sind sich darüber einig, dass sie bei der/den nachfolgend näher beschriebenen Verarbeitungstä-
tigkeit/en gemeinsam über Zwecke und Mittel der Verarbeitung bestimmen und insoweit eine gemeinsame 
Verantwortlichkeit für festgelegte Prozessabschnitte besteht. 

1.3 Im Rahmen der Kooperation/des Projekts "Betrieb einer gemeinsamen Vollzugs- und Bußgeldstelle" werden 
personenbezogene Daten verarbeitet. Gegenstand der Verarbeitung ist die Bearbeitung von Ordnungswid-
rigkeitenverfahren. Die Verarbeitung ist auf unbestimmte Zeit angelegt. 

1.4 Die Parteien legen die Prozessabschnitte gemäß Anlage 1 fest, in denen personenbezogene Daten in ge-
meinsamer Verantwortlichkeit verarbeitet werden (Art. 26 DSGVO). Für die übrigen Prozessabschnitte, bei 
denen keine gemeinsame Festlegung der Zwecke und Mittel einzelner Phasen der Datenverarbeitung be-
steht, ist jede Partei eigenständiger Verantwortlicher im Sinne des Art. 4 Nr. 7 DSGVO.  

2. Wirkbereiche  

2.1 Im Rahmen der gemeinsamen Verantwortlichkeit ist Partei 1 für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
wie folgt zuständig (Wirkbereich A): 

Prozessabschnitt (vgl. Anlage 1) 

Betrieb und Hosting einer Software zur Bearbeitung von Ordnungswidrigkeitenverfahren inklusive aller erfor-
derlichen technischen Tätigkeiten wie bspw. Patches und Updates, Berechtigungsmanagement etc. zur Ge-
währleistung einer sicheren, gesetzmäßigen, reibungslosen und dem Stand der Technik entsprechenden 
Nutzung. 

Im Rahmen der gemeinsamen Verantwortlichkeit sind die Parteien für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten wie folgt zuständig (Wirkbereich B): 

Prozessabschnitt (vgl. Anlage 1) 

Verfolgung und Ahndung der im Zuständigkeitsbereich der Landkreise Hof und Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
anfallenden Ordnungswidrigkeiten. 

Die Parteien erklären einvernehmlich, dass diese Vereinbarung die jeweiligen tatsächlichen Funktionen und 
Beziehungen der gemeinsam Verantwortlichen gegenüber betroffenen Personen gebührend widerspiegelt. 

2.2 Die Kategorien der verarbeiteten Daten, die Kategorien der betroffenen Personen sowie die Rechtsgrundla-
gen der Verarbeitung, für die eine gemeinsame Verantwortlichkeit besteht, sind in der Anlage 1 dieser Ver-
einbarung festgelegt 
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3. Zuweisung der datenschutzrechtlichen Verpflichtungen  

3.1 Jede Partei ist für die Umsetzung der Verpflichtungen gemäß der DSGVO, insbesondere der Informations-
pflichten sowie der Rechte der betroffenen Personen, in ihrem Wirkbereich zuständig. Diesbezügliche Infor-
mationen und Mitteilungen gegenüber betroffenen Personen sind in präziser, transparenter, verständlicher 
und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache zu gestalten.  

3.2 Ungeachtet dieser Festlegung können betroffene Personen ihre Betroffenenrechte bei und gegenüber jeder 
Partei geltend machen. Die Parteien verpflichten sich, einander sämtliche für die Beantwortung von Aus-
kunftsersuchen notwendigen Informationen zur Verfügung zu stellen. 

3.3 Soweit sich eine betroffene Person an eine der Parteien in Wahrnehmung ihrer Betroffenenrechte wendet, 
insbesondere wegen Auskunft oder Berichtigung und Löschung ihrer personenbezogenen Daten, verpflich-
ten sich die Parteien, dieses Ersuchen unverzüglich unabhängig von der Pflicht zur Gewährleistung des Be-
troffenenrechtes an die andere Partei weiterzuleiten. Diese ist verpflichtet, der anfragenden Partei die zur 
Bearbeitung des Ersuchens notwendigen Informationen aus ihrem Wirkbereich unverzüglich zur Verfügung 
zu stellen. 

3.4 Sollen personenbezogene Daten gelöscht werden, informieren sich die Parteien zuvor gegenseitig. Die je-
weils andere Partei kann der Löschung aus berechtigtem Grund widersprechen, etwa sofern sie eine gesetz-
liche Aufbewahrungspflicht trifft. 

3.5 Die zuständigen Ansprechpartner der Parteien sind:  

Ansprechpartner der Partei 1: 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Fachbereichs 31 

Ansprechpartner der Partei 2: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs 301 

3.6 Die Parteien teilen sich gegenseitig den Namen und die Kontaktdaten des/der Datenschutzbeauftragten mit, 
sofern ein solcher/eine solche von der jeweiligen Partei benannt werden muss. 

Datenschutzbeauftragte(r) der Partei 1: 
Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
Datenschutzbeauftragter 
Jean-Paul-Straße 9 
95632 Wunsiedel 
Telefon: 09232 80-561 
E-Mail: datenschutz@landkreis-wunsiedel.de

Datenschutzbeauftragte(r) der Partei 2: 
Gesellschaft für Kommunalinterne Dienstleistungen mbH für den Landkreis Hof 
Behördlicher Datenschutzbeauftragter für den Landkreis Hof 
Schaumbergstraße 14 
95032 Hof 
Telefon: 09281 57-150 
E-Mail: datenschutz@landkreis-hof.de

3.7 Bei einem Wechsel oder einer längerfristigen Verhinderung der Ansprechpartner oder des/der Datenschutz-
beauftragten ist dies der jeweils anderen Partei unverzüglich anzuzeigen. 

4. Grundsätze der gemeinsamen Verarbeitung 

4.1 Jede Partei gewährleistet die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere die Rechtmäßigkeit 
der durch sie im Rahmen der gemeinsamen Verantwortlichkeit durchgeführten Datenverarbeitungen. Die 
Verarbeitung kann nur bei Vorliegen einer entsprechenden Rechtsgrundlage erfolgen. 

4.2 Die Parteien speichern die personenbezogenen Daten in einem strukturierten gängigen und maschinenles-
baren Format. 

4.3 Die Parteien tragen dafür Sorge, dass nur personenbezogene Daten erhoben werden, die für die rechtmäßige 
Prozessabwicklung zwingend erforderlich sind. Im Übrigen beachten die Parteien den Grundsatz der Daten-
minimierung im Sinne von Art. 5 Abs. 1 Buchst. c DSGVO. 

5. Technisch-organisatorische Maßnahmen  

5.1 Die Parteien stellen innerhalb ihres Wirkbereichs sicher, dass die nach Art. 24, 25, 32 DSGVO jeweils erfor-
derlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen implementiert und eingehalten werden. 

5.2 Die Parteien stellen innerhalb ihres Wirkbereiches sicher, dass alle mit der Datenverarbeitung befassten Mit-
arbeitenden die Vertraulichkeit der Daten gemäß Art. 28 Abs. 3, 29 und 32 DSGVO für die Zeit ihrer Tätigkeit 
wie auch nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses wahren sowie in die für sie relevanten Bestim-
mungen zum Datenschutz eingewiesen werden.  

mailto:datenschutz@landkreis-wunsiedel.de
mailto:datenschutz@landkreis-hof.de
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5.3 Die Parteien haben eigenständig dafür Sorge zu tragen, dass sie sämtliche in Bezug auf die Daten bestehen-
den gesetzlichen Aufbewahrungspflichten einhalten. Sie haben hierzu angemessene Datensicherheitsvor-
kehrungen (Art. 32 ff. DSGVO) zu treffen. Dies gilt insbesondere im Falle der Beendigung der Zusammenar-
beit. 

5.4 Die Parteien ergreifen alle erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen, damit die Rechte 
der betroffenen Personen, insbesondere nach den Art. 12 bis 22 DSGVO, innerhalb der gesetzlichen Fristen 
jederzeit gewährleistet werden können bzw. sind. 

5.5 Zur Gewährleistung eines dem Stand der Technik entsprechenden und informationssicherheitsrechtlich un-
bedenklichen Zugriffs der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Partei 2 auf die einschlägigen Systeme der 
Partei 1 erfolgt dieser über einen verschlüsselten VPN-Tunnel, welcher automatisiert eröffnet wird, sobald 
bestimmte und vorab festgelegte IP-Adressen von Endgeräten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Par-
tei 2 auf die Anwendungsserver der Partei 1 zugreifen. Die Anmeldung am Terminalserver erfolgt  passwort-
geschützt. 

6. Auftragsverarbeitung 

6.1 Die Parteien verpflichten sich, beim Einsatz von Auftragsverarbeitern im Anwendungsbereich dieser Verein-
barung einen Vertrag nach Art. 28 DSGVO abzuschließen und die schriftliche Zustimmung der anderen Ver-
tragspartei vor Abschluss des Vertrages einzuholen. Sollte ein Auftragsverarbeiter von mehreren Vertrags-
partnern gleichzeitig in Anspruch genommen werden, so verpflichten sich diese, im Rahmen des Auftragsver-
arbeitungsverhältnisses klarzustellen, in wessen Wirkbereich die jeweilige Datenverarbeitung im Auftrag er-
folgt. 

6.2 Die Parteien informieren sich gegenseitig rechtzeitig über jede beabsichtigte Änderung in Bezug auf die Hin-
zuziehung oder Ersetzung von als Subunternehmer eingesetzten Auftragsverarbeitern und beauftragen nur 
solche Subunternehmer, die die Anforderungen des Datenschutzrechts und die Festlegungen dieser Verein-
barung erfüllen. 

7. Melde- und Benachrichtigungspflichten 

7.1 Den Parteien obliegen die aus Art. 33, 34 DSGVO resultierenden Melde- und Benachrichtigungspflichten ge-
genüber der Aufsichtsbehörde und den von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten be-
troffenen Personen für ihren jeweiligen Wirkbereich. Die Parteien verpflichten sich gegenseitig, auch im In-
teresse der jeweils anderen Vertragsparteien, den Pflichten nach Art. 33, 34 DSGVO unverzüglich nachzu-
kommen. 

7.2 Die Parteien informieren sich unverzüglich gegenseitig über die Meldung von Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten an die Aufsichtsbehörde nach Art. 33 DSGVO und leiten sich die zur Durchführung 
der Meldung erforderlichen Informationen jeweils unverzüglich zu. 

7.3 Ist eine Benachrichtigung der von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten betroffenen Per-
son nach Art. 34 DSGVO erforderlich, so informieren und unterstützen sich die Parteien gegenseitig und 
führen die Benachrichtigung gegebenenfalls gemeinsam durch. 

8. Dokumentation 

Dokumentationen im Sinne von Art. 5 Abs. 2 DSGVO, die dem Nachweis der ordnungsgemäßen Datenver-
arbeitung dienen, werden durch jede Partei entsprechend den rechtlichen Befugnissen und Verpflichtungen 
über das Ende der Vereinbarung hinaus aufbewahrt. 

9. Verarbeitungsverzeichnis 

Die Parteien nehmen die Verarbeitungstätigkeiten in das Verarbeitungsverzeichnis nach Art. 30 Abs. 1 
DSGVO auf, auch und insbesondere mit einem Vermerk zur Natur der Verarbeitungstätigkeiten in gemeinsa-
mer oder alleiniger Verantwortlichkeit. 

10. Bekanntgabe an betroffene Personen 

Die Parteien verpflichten sich, den wesentlichen Inhalt der Vereinbarung über die gemeinsame datenschutz-
rechtliche Verantwortlichkeit gemäß Art. 26 Abs. 2 Satz 2 DSGVO den betroffenen Personen zur Verfügung 
zu stellen. (Anlage 2) 

11. Datenschutz-Folgenabschätzung 

Ist eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Art. 35 DSGVO erforderlich, unterstützen sich die Parteien 
gegenseitig. 

12. Schadensersatz 

12.1 Unbeschadet der Regelungen dieser Vereinbarung haften die Parteien für den Schaden, der durch eine nicht 
der DSGVO entsprechende Verarbeitung verursacht wird, im Außenverhältnis gemäß Art. 82 Abs. 4 DSGVO 
gemeinsam gegenüber den betroffenen Personen.  
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12.2 Im Innenverhältnis haften die Parteien, unbeschadet der Regelungen dieser Vereinbarung, nur für Schäden, 
die innerhalb ihres jeweiligen Prozessabschnittes entstanden sind. 

12.3 Für den Fall einer Inanspruchnahme hinsichtlich etwaiger Schadensersatzansprüche nach Art. 82 DSGVO 
verpflichten sich die Parteien, sich gegenseitig bei der Abwehr der Ansprüche im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zu unterstützen. 

13. Schlussbestimmungen 

13.1 Die Parteien informieren sich gegenseitig unverzüglich und vollständig, wenn sie bei der Prüfung der Verar-
beitungstätigkeiten Fehler oder Unregelmäßigkeiten hinsichtlich datenschutzrechtlicher Bestimmungen fest-
stellen. 

13.2 Die Parteien informieren sich unverzüglich gegenseitig, wenn eine Datenschutzaufsichtsbehörde sich an sie 
wendet und dies eine Verarbeitung betrifft, die von dieser Vereinbarung umfasst ist. 

13.3 Nebenabreden zu dieser Vereinbarung sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergänzungen bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Textform und enthalten den ausdrücklichen Hinweis darauf, dass es sich um Ände-
rungen bzw. Ergänzungen dieser Vereinbarung handelt. Das gilt auch für den Verzicht auf das Erfordernis der 
Textform.  

13.4 Falls eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein sollte, so berührt dies die Wirksamkeit der übri-
gen Regelungen dieser Vereinbarung nicht. Dies gilt auch, soweit die Vereinbarung eine Regelungslücke 
enthält. An die Stelle der unwirksamen Regelung oder Lücke sollen die Parteien eine angemessene Ersatz-
regelung treffen, die dem am nächsten kommt, was die Parteien gewollt hätten, wenn sie diesen Aspekt 
bedacht hätten.  

Wunsiedel, 12. August 2026 Hof, 13. August 2026 
Peter   B e r e k Dr. Oliver   B ä r 
Landrat Landrat 
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Anlage 1  

Festlegung der verantworteten Prozessabschnitte 

Prozessabschnitt Datenkategorien Betroffene Personen Rechtsgrundlage 
Zuständiger 
Verantwortlicher 

Betrieb und Hosting einer 
Software zur Bearbeitung 
von Ordnungswidrigkei-
tenverfahren inklusive al-
ler erforderlichen techni-
schen Tätigkeiten wie 
bspw. Patches und Up-
dates, Berechtigungsma-
nagement etc. zur Ge-
währleistung einer siche-
ren, gesetzmäßigen, rei-
bungslosen und dem 
Stand der Technik ent-
sprechenden Nutzung. 

Sämtliche Daten-
kategorien, deren 
Verarbeitung zur 
Umsetzung des 
Prozessabschnitts 
erforderlich sind, 
insbesondere IP-
Adressen sowie 
Daten der zustän-
digen Mitarbeite-
rinnen und Mitar-
beiter der Parteien 

Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Par-
teien 

Vereinbarung 
zum Betrieb ei-
ner gemeinsa-
men Vollzugs- 
und Bußgeld-
stelle (basierend 
auf Art. 84 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 2 
GG) 

Die für den Be-
reich "Informati-
onstechnik" zu-
ständigen Mitar-
beiterinnen und 
Mitarbeiter der 
Partei 1 

Verfolgung und Ahndung 
der im Zuständigkeitsbe-
reich der Landkreise Hof 
und Wunsiedel i. Fichtel-
gebirge anfallenden Ord-
nungswidrigkeiten. 

Sämtliche Daten-
kategorien, deren 
Verarbeitung zur 
Umsetzung des 
Prozessabschnitts 
erforderlich sind, 
insbesondere per-
sonenbezogene 
Daten aller Delin-
quentinnen und 
Delinquenten 

Ordnungswidrigkei-
ten 

§ 47 OWiG i.V.
m. der jeweiligen 
Vorschrift im 
Fachgesetz   

Die für die Verfol-
gung und Ahn-
dung zuständigen 
Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter  
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Anlage 2  

Informationen zur gemeinsamen Verantwortlichkeit des Landratsamtes Wunsiedel i. Fichtelgebirge (Partei 1) und 
des Landratsamtes Hof (Partei 2) nach Art. 26 Abs. 2 S. 2 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

Was ist der Grund für die gemeinsame Verantwortlichkeit? 

Im Rahmen des "Betriebs einer gemeinsamen Vollzugs- und Bußgeldstelle" arbeitet das Landratsamt Wunsie-
del i. Fichtelgebirge und das Landratsamt Hof eng zusammen. Dies betrifft auch die Verarbeitung Ihrer persönlichen 
Daten. Die Parteien haben gemeinsam die Reihenfolge der Verarbeitung dieser Daten in den einzelnen Prozessab-
schnitten festgelegt. Sie sind daher innerhalb der nachfolgend beschriebenen Prozessabschnitte gemeinsam für 
den Schutz Ihrer personenbezogenen Daten verantwortlich (Art. 26 DSGVO). 

Was haben die Parteien vereinbart? 

Im Rahmen ihrer gemeinsamen datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit haben die Parteien vereinbart, wer von 
ihnen welche Pflichten nach der DSGVO erfüllt. Dies betrifft insbesondere die Wahrnehmung der Rechte der be-
troffenen Personen und die Erfüllung der Informationspflichten gemäß den Artikeln 13 und 14 DSGVO. 

Diese Vereinbarung ist notwendig, da bei der Bearbeitung von Ordnungswidrigkeitenverfahren personenbezogene 
Daten in unterschiedlichen Prozessabschnitten und Systemen verarbeitet werden, die von den Parteien betrieben 
werden. 

Was bedeutet das für Sie als betroffene Person? 

Auch wenn eine gemeinsame Verantwortlichkeit besteht, erfüllen die Parteien die datenschutzrechtlichen Pflichten 
entsprechend ihrer jeweiligen Zuständigkeiten für die einzelnen Prozessabschnitte wie folgt: 

Prozessabschnitt Datenkategorien Betroffene Personen Rechtsgrundlage 
Zuständiger 
Verantwortlicher 

Betrieb und 
Hosting der 
Fachsoftware 

Sämtliche Katego-
rien, deren Verar-
beitung erforder-
lich ist 

Insbesondere Mitar-
beiterinnen und Mit-
arbeiter der Parteien 

Vereinbarung zum Be-
trieb einer gemeinsa-
men Vollzugs- und Buß-
geldstelle 

IT-Verantwortliche 
Partei 1 

Ahndung und 
Vollzug von Ord-
nungswidrigkei-
tenverfahren 

Datenkategorien 
der Bußgeld-
schuldner 

Bußgeldschuldner § 47 OWiG i.V.m. fach-
gesetzlicher Vorschrift 

Zuständige Mitarbei-
terinnen und Mitar-
beiter beider Par-
teien 

 Jede Partei macht Ihnen im Rahmen ihrer Zuständigkeit die gemäß Art. 13 und 14 DSGVO erforderlichen Infor-
mationen unentgeltlich zugänglich. 

 Datenschutzrechte können bei beiden Parteien geltend gemacht werden. Sie erhalten die Rückmeldung grund-
sätzlich von der Stelle, bei der Sie Ihre Rechte geltend gemacht haben. Hierfür lässt jede Partei der anderen 
sämtliche dafür notwendigen Informationen aus ihrem Prozessabschnitt zukommen. 



Oberfränkisches Amtsblatt, Nr. 13/2026 141 

Wirtschaft, Landesentwicklung, Heimat und Verkehr 

ROF - SG22 - 2206 - 2 - 93 - 34 

Schornsteinfegerrecht; 
Bestellung zur bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegerin/zum bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfeger 

Bekanntmachung 
der Regierung von Oberfranken 

Folgende bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger 
wurden zum 1. September 2026 bestellt: 

 Herr Jürgen Fischer auf den Kehrbezirk Selb 1, 

 Herr Jörg Böhm auf den Kehrbezirk Eckersdorf, 

 Herr Martin Freyberger auf den Kehrbezirk Bay-
reuth 2. 

Bayreuth, 23. Juli 2026 
Regierung von Oberfranken 

F i s c h e r 
Abteilungsdirektor 

Nr. 24 - 8326.1 - 1 - 8 

Verordnung zur Änderung des Regional-
plans Oberfranken-West; 
Neufassung Kapitel B III 1 

"Soziale und kulturelle Infrastruktur" 

Gemäß der Übergangsbestimmung Art. 33 Abs. 1 
des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG), 
vom 25. Juni 2012 (GVBl. S. 254, BayRS 230-1-W), 
das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 23. April 
2026 (GVBl. S. 190) geändert worden ist, werden Ver-
fahren zur Aufstellung von Raumordnungsplänen 
nach Art. 15 BayLplG, für die vor dem 1. April 2026 
das Beteiligungsverfahren eingeleitet wurde, nach 
der am 31. März 2026 geltenden Fassung des Geset-
zes abgeschlossen. 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit 
Art. 14 Abs. 6 Satz 2 BayLplG a.F. hat die Regierung 
von Oberfranken als höhere Landesplanungsbehörde 
mit Bescheid vom 4. August 2026 die Verordnung zur 
Änderung des Regionalplans Oberfranken-West vom 
22. Juli 2025 für verbindlich erklärt. 

Gegenstand der Verordnung ist die Neufassung des 
Kapitels B III 1 "Soziale und kulturelle Infrastruktur". 

Die Änderung des Regionalplans tritt am Tag nach 
dem Erscheinen dieses Amtsblattes in Kraft und liegt 
gemäß Art. 18 Satz 1 BayLplG a.F. ab demselben Tag 
bei der Regierung von Oberfranken als höhere Lan-
desplanungsbehörde (Ludwigstraße 20, 95444 Bay-
reuth, Zimmer K 204) während der allgemeinen Be-
suchszeiten (Montag - Donnerstag 08:00 Uhr - 12:00 Uhr 
und 13:00 Uhr - 15:30 Uhr, Freitag 08:00 Uhr - 12:00 Uhr) 
zur Einsichtnahme aus.  

Empfehlenswert ist eine vorherige Terminvereinba-
rung unter der Telefonnummer 0921/604-1493. 

Darüber hinaus ist die Verordnung im Internet einge-
stellt (https://www.reg-ofr.de/frp). 

Auf die Voraussetzungen der Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
sonstiger Mängel sowie auf die Rechtsfolgen des 
Art. 23 BayLplG a.F. wird hingewiesen. Demnach 
werden folgende Mängel unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres nach der Bekanntma-
chung des Regionalplans unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts schriftlich ge-
genüber dem Regionalen Planungsverband Oberfran-
ken-West, Ludwigstraße 23, 96052 Bamberg, schrift-
lich oder elektronisch geltend gemacht werden: 

1. Eine nach Art. 23 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayLplG a.F. 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung von Art. 23 Abs. 2 
Nr. 1 BayLplG a.F. beachtliche Verletzung des 
Art. 21 Abs. 1 Satz 1 BayLplG a.F., 

3. nach Art. 23 Abs. 3 BayLplG a.F. beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs oder 

4. eine nach Art. 23 Abs. 4 BayLplG a.F. beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über die Umweltprü-
fung. 

Bayreuth, 13. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

F i s c h e r 
Abteilungsdirektor 

Nr. ROF - SG22 - 3322 - 3 - 9 - 147 

Änderung der 110-kV-Hochspannungsfrei-
leitung Kastenweiher-Eltmann 

(Ltg. Nr. E10007), Unterabschnitt 
Mast Nr. 135 – Regierungsbezirksgrenze 

Oberfranken/Unterfranken zwischen 
Mast Nr. 149 und Mast Nr. 150 ohne den 
unterfränkischen Leitungsabschnitt zwi-

schen Mast Nrn. 143 - 145; 
Ersatzneubau 

Bekanntmachung 

Die Bayernwerk Netz GmbH, Regensburg, hat mit 
Nachricht vom 27. Juli 2026, eingegangen am 28. Juli 
2026, die Planfeststellung für die Änderung der 110-
kV-Hochspannungsfreileitung Kastenweiher-Eltmann 
(Ltg. Nr. E10007) im Unterabschnitt von Mast  

https://www.reg-ofr.de/frp
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Nr. 135 bis zur Regierungsbezirksgrenze Oberfran-
ken/Unterfranken zwischen Mast Nr. 149 und 
Mast Nr. 150 ohne den unterfränkischen Leitungsab-
schnitt zwischen den Mast Nrn. 143 - 145 bei der Re-
gierung von Oberfranken beantragt.  

Das Vorhaben ist nach §§ 43 ff. EnWG i.V.m. 
Art. 72 ff. des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (BayVwVfG) planfeststellungspflichtig. Die 
Regierung von Oberfranken ist die zuständige Behör-
de für die Planfeststellung. Die Vorhabenträgerin hat 
die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) nach den Vorschriften des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) beantragt. 
Die Regierung von Oberfranken stimmt der Durchfüh-
rung einer UVP zu. Die UVP wird nach §§ 15 ff. UVPG 
in das Planfeststellungsverfahren integriert. Die An-
hörung zu den Planunterlagen beinhaltet auch die Ein-
beziehung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswir-
kungen des Vorhabens nach § 18 Abs. 1 UVPG. Ein 
UVP-Bericht (§ 16 UVPG) wurde vorgelegt. 

Die bestehende 110-kV-Hochspannungsfreileitung 
Kastenweiher-Eltmann (Ltg. Nr. E10007) hat eine Ge-
samtlänge von 62 km und verläuft durch die Regie-
rungsbezirke Ober-, Mittel- und Unterfranken. Sie 
wird von der Bayernwerk Netz GmbH betrieben. Die 
Leitung verläuft in diesem oberfränkischen Unterab-
schnitt in den Gebieten der kreisangehörigen Ge-
meinden Priesendorf und Lisberg im Landkreis Bam-
berg. Die Leitung quert zwischen den Masten 
Nrn. 143 und 145 den Regierungsbezirk Unterfran-
ken. Gegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens 
ist der Leitungsverlauf im Regierungsbezirk Oberfran-
ken mit einer Gesamtlänge von ca. 5 km. 

Es findet für alle Masten ein standortgleicher bzw. 
standortnaher Ersatzneubau statt, wobei der Ersatz-
neubau des Mastes Nr. 135 in einem anderen Plan-
feststellungsverfahren (Az. 3322 - 3 - 3) berücksich-
tigt wird. Um eine größere Übertragungskapazität zu 
gewährleisten, ist in diesem Abschnitt die Beseilung 
mit Zweierbündel-Leiterseilen mit größerem Quer-
schnitt sowie den dazu passenden Gestängen vorge-
sehen. Für die Leitung Nr. E10007 werden in diesem 
Planfeststellungsabschnitt zwei Systeme aufgelegt. 
Es wird ein Donaugestänge verbaut. Zum Einsatz 
kommen Leiterseile des Typs 565 AL1/72 ST1A 
(Zweierbündel Finch). Als Blitzschutzseil wird ein Seil 
des Typs ASLH-2Y2YB (entsprechend 
AY/AW 108/33-10,8) verwendet. Durch die Maß-
nahme soll der Abtransport von erzeugter Energie aus 
Erneuerbare-Energien-Anlagen in verbrauchsstärkere 
Regionen sichergestellt und die Netzstabilität in der 
Region erhöht werden.  

1. Die Planunterlagen sind in der Zeit  

vom 1. September 2026 bis einschließlich 
30. September 2026 

auf der Internetseite der Regierung von Oberfran-
ken unter dem Link 

www.reg-ofr.de/110kel2

zur allgemeinen Einsicht zugänglich gemacht. Die 
Unterlagen sind ebenfalls auffindbar unter 

www.regierung.oberfranken.bayern.de > Service 
> Planfeststellungen > Wirtschaft, Landesent-
wicklung, Heimat und Verkehr > Energiewirt-
schaft 

Auf Verlangen eines Beteiligten ist die Übersen-
dung eines elektronischen Speichermediums, auf 
dem die auszulegenden Unterlagen gespeichert 
sind, möglich. Das Verlangen ist unter Angabe der 
vollständigen Kontaktdaten an die Regierung von 
Oberfranken schriftlich, per E-Mail oder telefo-
nisch zu richten (Regierung von Oberfranken, 
Sachgebiet 22, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth, 
energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de, 
Tel.: 0921/604-1485). 

2. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben be-
rührt werden, kann 

vom 1. September 2026 bis einschließlich 
14. Oktober 2026 

bei der Regierung von Oberfranken Einwendun-
gen elektronisch gegen den beantragten Plan er-
heben. Für die elektronische Einwendung ist das 
"Sichere Kontaktformular" (https://formularserver-
bp.bayern.de/sichererKontakt?cal-
ler=68776013380) aus dem Bayerischen Portal-
verbund (Authentifizierung mit BayernID mit Be-
nutzername und Passwort) zu verwenden. Ein-
wendungen können bei der Regierung von Ober-
franken, Sachgebiet 22, auch mündlich zur elek-
tronischen Eingabe abgegeben werden. Die Ter-
minvereinbarung erfolgt per E-Mail oder telefo-
nisch bei der Regierung von Oberfranken (Sachge-
biet 22, energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de, 
Tel.: 0921/604-1485). Die Einwendungserhebung 
durch einfache E-Mail ist unzulässig. 

Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung 
nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegen die Entscheidung nach Art. 74 
BayVwVfG einzulegen, können innerhalb der oben 
genannten Einwendungsfrist in der vorgenannten 
Form Einwendungen und Stellungnahmen zu dem 
Plan abgeben. 

Die Einwendung muss den geltend gemachten 
Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung er-
kennen lassen. Nach Ablauf der Einwendungsfrist 
sind Einwendungen oder Stellungnahmen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen, ausgeschlossen. Vor Beginn der oben ge-
nannten Frist eingehende Einwendungen sind un-
wirksam. Einwender erhalten auf ihre Einwendun-
gen grundsätzlich keine schriftliche Erwiderung im 
laufenden Planfeststellungsverfahren. Eine Ein-
gangsbestätigung zum Einwendungsschreiben er-
folgt nicht. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite deutlich sicht-
bar ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und An- 

http://www.reg-ofr.de/110kel2
http://www.regierung.oberfranken.bayern.de/
mailto:energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de
https://formularserver-bp.bayern.de/sichererKontakt?caller=68776013380
https://formularserver-bp.bayern.de/sichererKontakt?caller=68776013380
https://formularserver-bp.bayern.de/sichererKontakt?caller=68776013380
mailto:energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de
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schrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu 
bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als Bevoll-
mächtigter bestellt ist. Vertreter kann nur eine na-
türliche Person sein. Andernfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

Die Einwendungen und Stellungnahmen werden 
dem Vorhabenträger und den von ihm Beauftrag-
ten elektronisch zur Verfügung gestellt, um eine 
Erwiderung gegenüber der Planfeststellungsbe-
hörde zu ermöglichen.  

3. Die Regierung von Oberfranken kann auf einen Er-
örterungstermin verzichten, § 43 a Abs. 8 Satz 1 
EnWG. Der Erörterungstermin findet nicht statt, 
wenn die in § 43 a Abs. 8 Satz 2 EnWG geregelten 
Voraussetzungen vorliegen. 

Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser 
mindestens eine Woche vorher ortsüblich be-
kanntgemacht. Diejenigen, die fristgerecht Ein-
wendungen oder Stellungnahmen erhoben haben, 
bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Ver-
treter, werden von dem Termin gesondert be-
nachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können diese Benachrichtigun-
gen von dem Erörterungstermin durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. Bei Ausbleiben 
eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Be-
vollmächtigung ist durch eine schriftliche Voll-
macht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde zu geben ist. Der Erörterungster-
min ist nicht öffentlich. Das Anhörungsverfahren 
ist mit Abschluss des Erörterungstermins been-
det.  

Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-
bung von Einwendungen, Stellungnahmen, Teil-
nahme am Erörterungstermin oder Vertreterbe-
stellung entstehende Kosten werden nicht erstat-
tet.  

4. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht 
in der Planfeststellung dem Grunde nach zu ent-
scheiden ist, sind nicht Gegenstand dieses Plan-
feststellungsverfahrens, sondern in einem geson-
derten Entschädigungsverfahren zu behandeln.  

5. Über die Einwendungen und Stellungnahmen 
wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 
durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 
Die abschließende Entscheidung (Planfeststel-
lungsbeschluss) wird öffentlich bekannt gegeben, 
indem sie mit der Rechtsbehelfsbelehrung für die 
Dauer von zwei Wochen auf der Internetseite der 
Regierung von Oberfranken zugänglich gemacht 
wird. Zusätzlich wird der Planfeststellungsbe-
schluss mit seinem verfügenden Teil und der 
Rechtsbehelfsbelehrung sowie einem Hinweis 
auf die Zugänglichmachung im Internet in örtli-
chen Tageszeitungen, die in dem Gebiet, auf das 
sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, 
verbreitet sind, bekannt gemacht, vgl. § 43 b 
Abs. 5 Satz 2 EnWG. Nach dem Ablauf von zwei 
Wochen seit der Zugänglichmachung auf der  

Internetseite der Planfeststellungsbehörde gilt der 
Planfeststellungsbeschluss gegenüber den Be-
troffenen und demjenigen, der Einwendungen er-
hoben hat, als bekannt gegeben, § 43 b Abs. 5 
Satz 3 EnWG.  

Einem Betroffenen oder demjenigen, der Einwen-
dungen erhoben hat, wird eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung ge-
stellt, wenn er oder sie während der Dauer der 
Veröffentlichung ein entsprechendes Verlangen 
an die Regierung von Oberfranken gerichtet hat. 
Dies ist in der Regel die Übersendung eines gän-
gigen elektronischen Speichermediums, auf dem 
die auszulegenden Unterlagen gespeichert sind, 
vgl. § 43 b Abs. 5 Sätze 5, 6 EnWG. 

6. Vom Beginn der Auslegung des Plans dürfen auf 
den vom Plan betroffenen Flächen bis zu ihrer In-
anspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder 
die geplanten Baumaßnahmen erheblich er-
schwerende Veränderungen nicht vorgenommen 
werden (Veränderungssperre). Veränderungen, 
die in rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen 
worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
davon nicht berührt (§ 44 a Abs. 1 EnWG). Dar-
über hinaus steht der Vorhabenträgerin nach 
§ 44 a Abs. 3 EnWG ein Vorkaufsrecht an den von 
dem Plan betroffenen Flächen zu. 

7. Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren 
EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird 
darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Beteili-
gung der Öffentlichkeit im o.g. Planfeststellungs-
verfahren die erhobenen Einwendungen bzw. ab-
gegebenen Äußerungen/Stellungnahmen ein-
schließlich der darin mitgeteilten personenbezo-
genen Daten ausschließlich für das Planfeststel-
lungsverfahren von der Anhörungs- und Planfest-
stellungsbehörde (Regierung von Oberfranken, 
Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth, post-
stelle@reg-ofr.bayern.de, Tel. 0921/604-0) erho-
ben, gespeichert und verarbeitet werden. Die per-
sönlichen Daten werden benötigt, um die Betrof-
fenheit beurteilen zu können. Sie werden so lange 
gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetz-
lichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabener-
füllung erforderlich ist. Die Daten können an den 
Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros 
zur Auswertung der Einwendungen und Stellung-
nahmen weitergegeben werden. Insoweit handelt 
es sich um eine erforderliche und somit rechtmä-
ßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Ver-
pflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c, e, 
Abs. 3 Satz 1 Buchst. b DSGVO, Art. 4 Bayeri-
sches Datenschutzgesetz (BayDSG) i.V.m. 
Art. 73, 75 BayVwVfG. Weitere Informationen fin-
den Sie unter https://www.regierung.oberfran-
ken.bayern.de/service/hilfe/datenschutz/.  

Bayreuth, 25. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

F i s c h e r 
Abteilungsdirektor 

mailto:poststelle@reg-ofr.bayern.de
mailto:poststelle@reg-ofr.bayern.de
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/hilfe/datenschutz/
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/hilfe/datenschutz/
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Schulen 

Nr. 44 - 1444.02 - 8 - 8 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Staatliche Gesamtschule Hollfeld 

für das Haushaltsjahr 2026 

Bekanntmachung 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Staatliche Gesamtschule Hollfeld hat am 15. April 
2026 die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2026 beschlossen. Die Satzung wurde mit Schreiben 
der Regierung von Oberfranken vom 24. Juni 2026, 
ROF - SG44 - 1444.2 - 8 - 8 - 5, genehmigt. 

Die Satzung wird hiermit gemäß Art. 24 Abs. 1 und 
Art. 40 Abs. 1 KommZG i.V.m. Art. 65 Abs. 3 Satz 1 
GO amtlich bekannt gemacht. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung im Landratsamt Bayreuth, Markgrafen-
allee 5, Zi.Nr. 162, während der allgemeinen Ge-
schäftsstunden öffentlich zur Einsichtnahme auf. 

Bayreuth, 30. Juli 2026 
Regierung von Oberfranken 

K u e n 
Abteilungsdirektor 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Staatliche Gesamtschule Hollfeld 

für das Haushaltsjahr 2026 

Aufgrund der Art. 40, 41, 26 Abs. 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in 
Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
(GO), §§ 7 Abs. 1 Ziff. 6 und 20 der Verbandssatzung 
erlässt der Zweckverband Staatliche Gesamtschule 
Hollfeld folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
hiermit festgesetzt. 
Er schließt 
im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 3.371.000,00 € 

und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 1.516.000,00 € 

ab. 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investiti-
onen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird 
auf 0,00 € festgesetzt. 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigun-
gen im Vermögenshaushalt wird auf 8.500.000,00 € 
festgesetzt. 

§ 4 

1. Der nach § 22 der Verbandssatzung von den Ver-
bandsmitgliedern zu erhebende, nicht gedeckte 
Finanzbedarf des Zweckverbandes wird wie folgt 
festgesetzt: 

a) für den Verwaltungs- 
haushalt 2.100.000,00 € 

b) für den Vermögens- 
haushalt               0,00 € 

2.100.000,00 €

2. Die Verbandsumlage wird gemäß § 22 der Ver-
bandssatzung wie folgt festgesetzt: 

a) Verwaltungshaushalt 

Landkreise Bamberg, Bayreuth, Kulmbach 
70 % des nicht 
gedeckten Finanzbedarfs 1.470.000,00 € 

Mitgliedsgemeinden insgesamt 
30 % des nicht 
gedeckten Finanzbedarfs     630.000,00 € 

2.100.000,00 €

b) Vermögenshaushalt 

Landkreise Bamberg, Bayreuth, Kulmbach 
70 % des nicht  
gedeckten Finanzbedarfs 0,00 € 

Mitgliedsgemeinden insgesamt 
30 % des nicht  
gedeckten Finanzbedarfs 0,00 € 

0,00 €

3. Der nach § 22 Abs. 4 der Verbandssatzung aufzu-
bringende Betrag von 30 % der Umlage verteilt 
sich auf die Mitgliedsgemeinden nach der Zahl der 
Schüler, die am 1. Oktober 2025 aus den einzel-
nen Mitgliedsgemeinden die Gesamtschule Holl-
feld besuchten. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 561.000,00 € festgelegt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 
in Kraft. 

Bayreuth, 23. Juli 2026 
Zweckverband Staatliche Gesamtschule Hollfeld 

W i e d e m a n n 
Landrat 

Verbandsvorsitzender 
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Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

Nr. ROF - SG55.1 - 8128.4 - 3 - 14 - 5 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Bauschuttdeponie Kirchleus 
für das Haushaltsjahr 2026 

Bekanntmachung 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Bauschuttdeponie Kirchleus hat am 6. Juli 2026 nach-
stehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2026 beschlossen. 

Die Haushaltssatzung ist gemäß Art. 59 Abs. 3 Satz 3 
LKrO samt sämtlicher Anlagen bis zur nächsten amt-
lichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öf-
fentlich in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes 
im Landratsamt Kulmbach (Zi.Nr. P111) während der 
allgemeinen Dienststunden einsehbar.  

Gemäß Art. 24 Abs. 1 KommZG wird diese Satzung 
hiermit amtlich bekannt gemacht. 

Bayreuth, 13. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

Dr.   B ü h r l e 
Abteilungsdirektor 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Bauschuttdeponie Kirchleus 

für das Jahr 2026

Aufgrund des Art. 40 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit und Art. 57 ff. der 
Landkreisordnung erlässt der Zweckverband Bau-
schuttdeponie Kirchleus folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
im Verwaltungshaushalt  

in den Einnahmen  
und Ausgaben mit  1.310.300,00 € 

und im Vermögenshaushalt  
in den Einnahmen  
und Ausgaben mit  959.100,00 € 

ab. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen werden nicht fest-
gesetzt.  

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt.  

§ 4 

Eine Betriebskostenumlage wird nicht festgesetzt.  

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 40.000,00 € festgesetzt.  

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 
in Kraft.  

Kulmbach, 10. August 2026 
Zweckverband Bauschuttdeponie Kirchleus 

Jonas   G l e i c h 
Verbandsvorsitzender 

Nr. 55.2 - 2572.2 - 1 - 1 

Durchführung des KommZG; 
4. Satzung zur Änderung der Verbandssat-
zung des Zweckverbandes Tierkörperbe-
seitigung Nordbayern vom 27. Juli 2026 

Bekanntmachung 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Tierkörperbeseitigung Nordbayern, Sitz Bamberg, hat 
in ihrer Sitzung am 27. Juli 2026 die 4. Satzung zur 
Änderung der Verbandssatzung beschlossen. 

Diese wird nachstehend gem. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 
KommZG amtlich bekannt gemacht. 

Bayreuth, 4. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

Dr.   B ü h r l e 
Abteilungsdirektor 

4. Satzung zur Änderung der Verbandssat- 
zung des Zweckverbandes Tierkörperbe- 
seitigung Nordbayern vom 27. Juli 2026 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit -KommZG- (BayRS 
2020-6-1-I) und des Gesetzes zur Ausführung des Tie-
rische Nebenprodukte–Beseitigungsgesetzes  
-BayAGTierNebG- (BayRS 7831-4-U) erlässt der 
Zweckverband Tierkörperbeseitigung Nordbayern fol-
gende Änderungssatzung: 
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§ 1 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Tierkör-
perbeseitigung Nordbayern vom 27. November 2013 
(OFrABl. Nr. 2/2014) wird wie folgt geändert: 

Nr. 1 

In § 9 Abs. 5 werden die Wörter "Vollzug des Art. 4 
des Gesetzes" durch "Vollzug des Art. 2 des Geset-
zes" ersetzt.  

Nr. 2 

§ 10 Nr. 10. wird wie folgt geändert: 

"10. den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung 
von Grundstücken, soweit die Wertgrenze 
150.000,00 € netto übersteigt," 

Nr. 3 

§ 13 Nr. 2. wird wie folgt geändert: 

"2. den Abschluss von privatrechtlichen und öffent-
lich-rechtlichen Verträgen bei einer Wertgrenze 
über 150.000,00 € netto." 

Nr. 4 

§ 16 Abs. 5 Buchst. b) - d) werden wie folgt geändert: 

"b) der Abschluss von anderen privatrechtlichen und 
öffentlich-rechtlichen Verträgen (z.B. Kauf-, 
Miet-, Pacht-, Werk-, Werkliefer-, Benutzungs-
verträge) bis zu einer Wertgrenze von 
150.000,00 € netto. Vertragsabschlüsse über 
15.000,00 € netto sind aufzulisten und dem Ver-
bandsausschuss in der nächsten Sitzung als 
Tischvorlage bereitzustellen, 

c) die Vornahme sonstiger privatrechtlicher und öf-
fentlich-rechtlicher Rechtshandlungen bis zu ei-
ner Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 
30.000,00 € netto, 

d) die Entscheidung über die Führung von Rechts-
streitigkeiten mit einem Streitwert bis zu 
30.000,00 €," 

Nr. 5 

§ 24 wird wie folgt neu gefasst: 

"(1) Der Zweckverband unterhält kein eigenes Amts-
blatt. 

(2) Die amtlichen Bekanntmachungen des Zweckver-
bandes erfolgen im Amtsblatt der Regierung von 
Oberfranken; sie werden nachrichtlich auch in den 
Amtsblättern der Regierung von Mittelfranken und 
der Regierung der Oberpfalz veröffentlicht. 

(3) Abweichend von Abs. 2 werden öffentliche Sit-
zungstermine der Verbandsversammlung, des Ver-
bandsausschusses oder eines sonstigen beschlie-
ßenden Ausschusses unter Angabe der öffentlichen 
Tagesordnungspunkte im Internet auf der Homepage 
des Zweckverbandes (www.zv-tbn.de) bekanntgege-
ben. Die Bekanntmachungen können entweder im In-
ternet ab dem Veröffentlichungstag, oder während 
der Öffnungszeiten in der Verwaltung des Verarbei-
tungsbetriebes in 96194 Walsdorf, Hetzentännig 2, 
kostenfrei eingesehen werden. Gegen Kostenerstat-
tung können die öffentlichen Bekanntmachungen in  

ausgedruckter Form ausgehändigt oder unter Angabe 
der Bezugsadresse zugesandt werden." 

§ 2 

Diese Satzung tritt zum 1. September 2026 in Kraft.  

Bamberg, 27. Juli 2026 
Zweckverband Tierkörperbeseitigung 

Nordbayern 
Johannes   M a c i e j o n c z y k 

Verbandsvorsitzender 
Landrat 

Nr. ROF - SG55.1 - 8128.1 - 4 - 17 - 2 

5. Satzung zur Änderung der 
Gebührensatzung für die öffentliche 

Abfallentsorgung des Abfallzweckverban-
des Stadt und Landkreis Hof 

Die Verbandsversammlung des Abfallzweckverban-
des Stadt und Landkreis Hof hat am 7. Juli 2026 die 
5. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung vom 
6. Dezember 2021 für die öffentliche Abfallentsor-
gung des Zweckverbandes beschlossen. Gemäß 
Art. 24 Abs. 1 KommZG wird die Satzung hiermit amt-
lich bekannt gemacht. 

Bayreuth, 6. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

Dr.   B ü h r l e 
Abteilungsdirektor 

Gebührensatzung für die öffentliche 
Abfallentsorgung des Abfallzweckverbandes 

Stadt und Landkreis Hof 

Vom 6. Dezember 2021 
(Gebührensatzung) 

Der Abfallzweckverband Stadt und Landkreis Hof er-
lässt aufgrund Art. 23 Abs. 2 und Art. 42 Abs. 4 
KommZG, Art. 7 Abs. 2 und 5 BayAbfG und § 8 der 
Verbandssatzung des Abfallzweckverbandes fol-
gende 5. Satzung zur Änderung. der Gebührensat-
zung: 

§ 1 

Die Gebührensatzung des Abfallzweckverbandes 
Stadt und Landkreis Hof vom 6. Dezember 2021 wird 
wie folgt geändert: 

§ 4 erhält folgende Fassung: 

(1) Die Gebühr für die Benutzung der Abfallentsor-
gungseinrichtungen beträgt für 

a) asbesthaltige Materialien 200,00 €/t 

http://www.zv-tbn.de/
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b) brennbare Abfälle – mit 
Asbest kontaminiert 230,00 €/t 

c) asbesthaltige Abfälle — Annahme  
mit erhöhtem Aufwand 290,00 €/t 

d) KMF-Abfälle (künstliche Mineralfasern,  
die für eine Verpressung geeignet 
sind) 630,00 €/t 

e) Bauschutt bis DK I zur Beseitigung 145,00 €/t 

f) Bauschutt DK II zur Beseitigung 155,00 €/t 

g) Erdaushub bis DK I zur Beseitigung 145,00 €/t 

h) Erdaushub DK II zur Beseitigung 155,00 €/t 

i) Brandschutt (nur mit Einzelfall- 
zustimmung) 230,00 €/t 

j) KMF-Deckenplatten (OWA-, Akkus- 
tikplatten etc.) 1.200,00 €/t 

k) Asbesthaltige Rohre und Profile 270,00 €/t. 

(2) Die Abrechnung erfolgt jeweils nach dem Gebüh-
renmaßstab im Sinne von § 3. Pro Anlieferung nach 
Abs. 1 beträgt die Mindestgebühr 15,00 € bei einer 
Gebühr kleiner oder gleich 200,00 €/t, 20,00 € Min-
destgebühr bei einer Gebühr größer 200,00 €/t und 
kleiner oder gleich 800,00 €/t und 50,00 € Mindestge-
bühr bei einer Gebühr größer 800,00 €/t. Für sämtli-
che Anlieferungen nach Abs. 1 bis zur Mindestlast 
von 100 kg wird die jeweilige Mindestgebühr erho-
ben. 

(2a) Für die Anlieferung von brennbaren Abfällen 
(Kleinstmengen) aus privaten Haushalten nach § 3 
Abs. 2 gelten folgende Gebührensätze je Anlieferung: 

a) bis 30 kg und maximal ein Volumen von 300 Liter 
6,00 € 

b) bis 60 kg und maximal ein Volumen von 600 Liter 
11,00 € 

Masse und Volumen werden nach Schätzung des Be-
triebspersonals ermittelt. 

(3) Verwertbare Abfälle und Problemabfälle sowie 
verwertbare mineralische Abfälle aus Bau- und Ab-
bruchmaßnahmen in haushaltsüblichen Mengen aus 
Privathaushalten werden im Rahmen der stationären 
und mobilen Sammlung im Verbandsgebiet des AZV 
kostenfrei entgegengenommen. Für die über dieses 
Maß hinaus gelieferten Mengen und für Anlieferun-
gen aus anderen Herkunftsbereichen als aus Privat-
haushalten werden für die dem AZV entstehenden 
Verwertungs- bzw. Beseitigungskosten Entsorgungs-
entgelte erhoben. Für die Selbstanlieferung von Ab-
fällen richtet sich das Entsorgungsentgelt nach pau-
schalen Entsorgungsentgeltsätzen, die in einer sepa-
raten Entsorgungsentgeltliste aufgelistet sind. Die 
Entsorgungsentgelte werden jeweils durch Aushang 
an den Wertstoffhöfen und Wertstoffmobilen sowie 
am AbfallServiceZentrum Silberberg (Kasse) und im 
Internet bekannt gegeben. 

(4) Anlieferungen von Verpackungen im Rahmen des 
Dualen Systems (Grüner Punkt) bleiben unberührt. 

§ 2 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 

Hof, 7. Juli 2026 
Abfallzweckverband 

Stadt und Landkreis Hof 
Dr. Oliver   B ä r 

Landrat 
Verbandsvorsitzender 

Nr. ROF - SG55.1 - 8128.2 - 5 - 4 - 2 

4. Satzung zur Änderung der Entschädi-
gungssatzung für den Zweckverband für 

Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für 
Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken hat am 
29. Juli 2026 die 4. Satzung zur Änderung der Ent-
schädigungssatzung für den Zweckverband für Abfall-
wirtschaft in Nordwest-Oberfranken vom 6. März 
1995 beschlossen. Gemäß Art. 24 Abs. 1 KommZG 
wird die Satzung hiermit amtlich bekannt gemacht. 

Bayreuth, 6. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

Dr.   B ü h r l e 
Abteilungsdirektor 

Der Zweckverband für Abfallwirtschaft in Nordwest-
Oberfranken erlässt gemäß Artikel 30 Absatz 2 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) sowie Artikel 20 a und Artikel 23 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.V.m. 
§ 8 der Verbands- und Betriebssatzung des Zweck-
verbandes für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfran-
ken folgende 

4. Satzung zur Änderung der Entschädi- 
gungssatzung für den Zweckverband für 

Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken 

§ 1 

Die Entschädigungssatzung für den Zweckverband 
für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken vom 
6. März 1995 (RABl. Folge 4/95), in der Fassung der 
3. Änderungssatzung vom 1. Juli 2008 (OFrABl. 
Folge 7/2008), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 

Die Aufwandsentschädigung beträgt für den 
1. Vorsitzenden 720,19 €/Monat, für den 1. Stell-
vertreter 360,09 €/Monat sowie für den 2. und 
3. Stellvertreter jeweils 78,31 €/Monat. 

2. § 3 Abs. 6 erhält folgende neue Fassung: 

Die Höhe der Entschädigung beträgt 75,00 € je 
Sitzung/je Dienstgeschäft. 
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§ 2 
Inkrafttreten 

Die 4. Satzung zur Änderung der Entschädigungssat-
zung für den Zweckverband für Abfallwirtschaft in 
Nordwest-Oberfranken tritt am 29. Juli 2026 in Kraft. 

Dörfles-Esbach, 29. Juli 2026 
Dominik   S a u e r t e i g 

Verbandsvorsitzender 

Nr. 55.1 - 8641 - 1 - 1 - 17 

Bekanntmachung über die Öffentlichkeits-
beteiligung zu den Managementmaßnah-

menblättern nach §§ 40 e und f 
BNatSchG i.V.m. § 42 UVPG 

Im Vollzug der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des 
Europäischen Parlaments und Rates vom 22. Oktober 
2014 über die Prävention und das Management der 
Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfrem-
der Arten (IAS-VO) müssen die Mitgliedstaaten nach 
Art. 19 der IAS-VO innerhalb von 18 Monaten nach 
Aufnahme einer invasiven gebietsfremden Art in die 
nach Art. 4 IAS-VO von der EU-Kommission erstellte 
Liste invasiver gebietsfremder Arten von unionswei-
ter Bedeutung (Unionsliste) über wirksame Manage-
mentmaßnahmen für diejenigen invasiven gebiets-
fremden Arten verfügen, die nach Feststellung der 
Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet weit verbrei-
tet sind. Die jeweils geplanten Managementmaßnah-
men für im Bundesgebiet weit verbreitete Arten müs-
sen nach § 40 f BNatSchG vorab öffentlich ausgelegt 
werden, sodass die Öffentlichkeit frühzeitig und in ef-
fektiver Weise die Möglichkeit erhält, sich an der Vor-
bereitung, Änderung oder Überarbeitung der Ma-
nagementmaßnahmen zu beteiligen. 

Die Entwürfe der Managementmaßnahmenblätter 
werden zentral für alle Bundesländer online in einem 
Öffentlichkeitsbeteiligungsportal unter 
https://beteiligungsportal.hessen.de/portal/hmlu/be-
teiligung/themen/1008965
von 21. September 2026 bis einschließlich 20. Okto-
ber 2026 öffentlich ausgelegt. Auf diesem Beteili- 

gungsportal besteht auch die Möglichkeit, online Ein-
wendungen oder Änderungswünsche bis einschließ-
lich zum 23. November 2026 abzugeben. Weitere In-
formationen hierzu entnehmen Sie bitte zu gegebe-
ner Zeit dem Beteiligungsportal. 

Zusätzlich findet noch eine örtliche Auslegung in Pa-
pierform statt. Die Entwürfe der Managementmaß-
nahmenblätter können am Sitz des Landesamtes für 
Umwelt in Augsburg und Hof sowie den Amtssitzen 
der Regierungen von Oberbayern, Niederbayern, 
Schwaben, der Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfran-
ken sowie Unterfranken* von 21. September 2026 
bis 20. Oktober 2026 zu den üblichen Dienstzeiten 
eingesehen werden. Bis einschließlich zum 23. No-
vember 2026 kann jedermann Einwendungen oder 
Änderungswünsche entweder bei den genannten Be-
hörden oder über das o.g. Internetportal vorbringen. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kön-
nen unberücksichtigt bleiben. 

Bayreuth, 19. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

G r i e b e l 
Ltd. Regierungsdirektor 

*Adressen: 

Bayerisches Landesamt für Umwelt, Bürgermeister-
Ulrich-Str. 160, 86179 Augsburg 

Bayerisches Landesamt für Umwelt, Hans-Högn-
Straße 12, 95030 Hof/Saale 

Regierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39, 
80538 München 

Regierung von Niederbayern, Regierungsplatz 540, 
84028 Landshut 

Regierung von Schwaben, Fronhof 10, 86152 Augs-
burg 

Regierung der Oberpfalz, Emmeramsplatz 8, 
93047 Regensburg 

Regierung von Oberfranken, Ludwigstraße 20, 
95444 Bayreuth 

Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 
91522 Ansbach 

Regierung von Unterfranken, Peterplatz 9, 
97070 Würzburg 

https://beteiligungsportal.hessen.de/portal/hmlu/beteiligung/themen/1008965
https://beteiligungsportal.hessen.de/portal/hmlu/beteiligung/themen/1008965
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Bezirksangelegenheiten 

VIS_GW - 871 - 4/20 - 21/23 

Veröffentlichung gemäß Art. 76 Abs. 1 
Satz 3 Bezirksordnung - BezO 

Die Mitteilung gemäß Art. 76 Abs. 1 Satz 3 Bezirks-
ordnung - BezO für das Kommunalunternehmen "Ge-
sundheitseinrichtungen des Bezirks Oberfranken 
(GeBO)" ist im Anhang zum Jahresabschluss 2025 
des Kommunalunternehmens enthalten. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen ab 
Montag, dem 31. August 2026, bis einschließlich 
Dienstag, dem 8. September 2026 (außer am Sams-
tag, dem 5. September 2026, und Sonntag, dem 
6. September 2026), im Verwaltungsgebäude VW 
des Bezirks Oberfranken, Cottenbacher Straße 23, 
95445 Bayreuth, 2. Obergeschoss, Zimmer 210, 
während der Öffnungszeiten öffentlich aus. 

Bayreuth, 22. Juli 2026 
Bezirk Oberfranken 

Henry   S c h r a m m  ,  MdL a.D. 
Bezirkstagspräsident 

VIS_GW-871 - 4/20 - 21/23 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 
und Lagebericht für das Geschäftsjahr 

2025 des Kommunalunternehmens 
"Gesundheitseinrichtungen des Bezirks 

Oberfranken (GeBO)" 

Der Verwaltungsrat des Kommunalunternehmens hat 
gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 10 der Unternehmenssatzung 
i.V.m. § 27 Abs. 1 KUV (Verordnung über Kommunal-
unternehmen) in seiner Sitzung am 17. Juni 2026 be-
schlossen: 

1. Vom Bericht der Solidaris Revisions-GmbH über 
den Jahresabschluss 2025 des Kommunalunter-
nehmens "Gesundheitseinrichtungen des Bezirks 
Oberfranken (GeBO)" wird Kenntnis genommen. 

2. Der Jahresüberschuss des Jahresabschlusses 
2025 des Kommunalunternehmens "Gesundheits-
einrichtungen des Bezirks Oberfranken (GeBO)" in 
Höhe von 1.402.900,17 € wird festgestellt. 

3. Der Jahresüberschuss des Jahresabschlusses 
2025 des Kommunalunternehmens "Gesundheits-
einrichtungen des Bezirks Oberfranken (GeBO)" in 
Höhe von 1.402.900,17 € wird auf neue Rechnung 
vorgetragen und mit dem Gewinnvortrag verrech-
net. 

4. Der Vorstand wird für das Geschäftsjahr 2025 ent-
lastet. 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 

An das Kommunalunternehmen Gesundheitseinrich-
tungen des Bezirks Oberfranken (GeBO), Bayreuth 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Kommunalunter-
nehmens Gesundheitseinrichtungen des Bezirks 
Oberfranken (GeBO), Bayreuth, das einschließlich 
seiner unselbstständigen Einrichtungen den Konzern, 
wie in ISA [DE] 600 (Revised) definiert, umfasst - be-
stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Dar-
über hinaus haben wir den Lagebericht des Kommu-
nalunternehmens Gesundheitseinrichtungen des Be-
zirks Oberfranken (GeBO), Bayreuth, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2025, geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapi-
talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und den Vorschriften der Kranken-
haus-Buchführungsverordnung (KHBV) und ver-
mittelt unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage des Kommunalunter-
nehmens zum 31. Dezember 2025 sowie je seiner 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2025 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunal-
unternehmens. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres  
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Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Über-
einstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter des Kommunalunterneh-
mens Gesundheitseinrichtungen des Bezirks Ober-
franken (GeBO) AdöR sind verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommu-
nalunternehmens vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolo-
sen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungs-
legung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern 
ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig-
keit der des Kommunalunternehmens zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Dar-
über hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzie-
ren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kom-
munalunternehmens vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines La-
geberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-
möglichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen auf-
grund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Kommunalunternehmens ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffe-
nen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risi-
ken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Ri-
siko, dass eine aus dolosen Handlungen resultie-
rende wesentliche falsche Darstellung nicht auf-
gedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine 
aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche 
Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose 
Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fäl-
schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-
führende Darstellungen bzw. das Außerkraftset-
zen interner Kontrollen beinhalten können. 

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollen und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, 
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der 
internen Kontrollen des Kommunalunternehmens 
bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzu-
geben. 
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• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 
von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Kommu-
nalunternehmens zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modi-
fizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Be-
stätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass das Kommunal-
unternehmen seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen können. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des 
Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zu-
grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereig-
nisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Kommunalunterneh-
mens vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Kommunalunternehmens. 

• planen wir die Prüfung entsprechend einer Kon-
zernabschlussprüfung, wie in ISA [DE] 600 (Revi-
sed) definiert, und führen sie durch, um ausrei-
chende geeignete Prüfungsnachweise für die 
Rechnungslegungsinformationen der unselbst-
ständigen Einrichtungen innerhalb des Konzerns, 
wie in ISA [DE] 600 (Revised) definiert, einzuholen 
als Grundlage für die Bildung der Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und Lagebericht. Wir sind 
verantwortlich für die Anleitung, Beaufsichtigung 
und Durchsicht der für Zwecke der Konzernab-
schlussprüfung durchgeführten Prüfungstätigkei-
ten. Wir tragen die alleinige Verantwortung für un-
sere Prüfungsurteile. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Ba-
sis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise  

vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ab-
leitung der zukunftsorientierten Angaben aus die-
sen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prü-
fungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeut-
samer Mängel in internen Kontrollen, die wir während 
unserer Prüfung feststellen. 

Würzburg, 9. Juni 2026 
Solidaris Revisions-GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Zweigniederlassung Würzburg 

Barbara   S e n d l i n g e r 
Wirtschaftsprüferin 

Steuerberaterin 

Markus   B r ü g g e m a n n 
Wirtschaftsprüfer 

Steuerberater 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen ab 
Montag, dem 31. August 2026, bis einschließlich 
Dienstag, dem 8. September 2026 (außer am Sams-
tag, dem 5. September 2026, und Sonntag, dem 
6. September 2026), im Verwaltungsgebäude F6 des 
Bezirkskrankenhauses Bayreuth, Nordring 2, 1. Ober-
geschoss, Zimmer 137 (Sekretariat des Vorstandes), 
während der Öffnungszeiten öffentlich aus. 

Bayreuth, 15. Juli 2026 
Kommunalunternehmen "Gesundheitseinrichtungen 

des Bezirks Oberfranken (GeBO)" 
Eva   G i l l 
Vorstand 

VIS_GW-548 - 1/24 - 4/24 

Satzung zur Aufhebung der Satzung 
über die Errichtung einer Berufsfach-

schule für Krankenpflege beim 
Bezirksklinikum Obermain 

Vom 29. Juli 2026 

Aufgrund des Art. 17 der Bezirksordnung für den Frei-
staat Bayern (BezO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 
2020-4-2-I), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden  
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ist in Verbindung mit Art 27 Abs. 2 Satz 1 des Bayeri-
schen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, 
BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch § 39 des Geset-
zes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) und durch § 3 
des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 139) ge-
ändert worden ist, erlässt der Bezirk Oberfranken fol-
gende Satzung: 

§ 1 Aufhebung 

Die Satzung über die Errichtung einer Berufsfach-
schule für Krankenpflege beim Bezirksklinikum Ober-
main vom 29. Juli 1999 (Oberfränkisches Amtsblatt 
8/1999, S. 120 f.) wird aufgehoben. 

§ 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt rückwirkend mit Ablauf des 
31. August 2020 in Kraft. 

Bayreuth, 29. Juli 2026 
Bezirk Oberfranken 

Henry   S c h r a m m  ,  MdL a.D. 
Bezirkstagspräsident 

Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet 

"Unteres Rotmaintal" im Gebiet 
der Landkreise Bayreuth und Kulmbach 

und der Stadt Bayreuth 

Bekanntmachung 

Der Kreistag des Landkreises Bayreuth hat am 
26. Juni 2026 die Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung über das Landschaftsschutzgebiet "Unteres 
Rotmaintal" im Gebiet der Landkreise Bayreuth und 
Kulmbach und der Stadt Bayreuth beschlossen, die 
am 21. Juli 2026 ausgefertigt und im Amtsblatt des 
Landkreises Bayreuth vom 30. Juli 2026 (Nr. 25, Jahr-
gang 2026, S. 101 ff.) amtlich bekanntgemacht 
wurde. Die Änderungsverordnung ist am 31. Juli 
2026 in Kraft getreten. 

Gemäß Art. 51 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 3 Bayerisches 
Naturschutzgesetz (BayNatSchG) wird die Ände-
rungsverordnung vom 21. Juli 2026 nachfolgend auch 
vom Bezirk Oberfranken amtlich bekannt gemacht. 

Bayreuth, 5. August 2026 
Bezirk Oberfranken 

Henry   S c h r a m m  ,  MdL a.D. 
Bezirkstagspräsident 

Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet 

"Unteres Rotmaintal" im Gebiet 
der Landkreise Bayreuth und Kulmbach 

und der Stadt Bayreuth 

Vom 21. Juli 2026 

Aufgrund von § 26 Abs. 1 des Gesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt 
geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Ok-
tober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) und Art. 51 Abs. 1 
Nr. 3 sowie Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 des Gesetzes 
über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft 
und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches Na-
turschutzgesetz - BayNatSchG) (BayRS 791-1-U) vom 
23. Februar 2011 (GVBI. S 82), zuletzt geändert durch 
§ 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBI. S. 254), 
erlässt der Landkreis Bayreuth folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
"Unteres Rotmaintal" im Gebiet der Landkreise Bay-
reuth und Kulmbach und der Stadt Bayreuth vom 
25. März 1988 (RABI. S. 25), zuletzt geändert durch 
Verordnung 27. Mai 2024 (OFrABI. S. 67), wird wie 
folgt geändert: 

1. Aus dem Landschaftsschutzgebiet werden die 
Grundstücke mit den Flurnummern 203 TF, 202/2, 
202/7, 202/3, 202/6, 72/1, 1271 TF, 1271/3 TF, 
1271/14 TF, 206, 207, 205/2, 204/1, 1270/1, 
1271/10 TF, 205/5, 1271/11, 1253/2 TF, 209/4 TF, 
208/2 TF und 1271/8 TF Gemarkung Altenplos, 
Gemeinde Heinersreuth, herausgenommen. 

2. 1Die herausgenommenen Flächen sind in der bei-
liegenden Karte M 1 : 2.500 gekennzeichnet. 2Die 
Karte ist Bestandteil dieser Verordnung. 

3. In das Landschaftsschutzgebiet werden die 
Grundstücke mit den Flurnummern 550 TF, 549 
TF, 548 TF, 554/2 TF, 560/1 TF, 434 TF, 554 TF 
und 551 TF Gemarkung Cottenbach, Gemeinde 
Heinersreuth, sowie die Flurnummern 146 TF, 178 
TF, 179 TF, 175, 176, 177, 147/1 TF, 184 TF, 186 
TF, 187 TF, 188 TF, 189 TF, 190 TF, 192 TF, 193 
TF, 194 TF, 195 TF, 196 TF, 197 TF und 198 TF 
Gemarkung Heinersreuth, Gemeinde Heiners-
reuth, aufgenommen. 

4. 1Die aufgenommenen Flächen sind in den beilie-
genden Karten M 1 : 2.500 gekennzeichnet. 2Die 
Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. 

5. § 2 Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

"§ 2 
Schutzgebietsgrenzen 

(2) 1Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes 
ergeben sich aus einer Karte M 1 : 25.000 zur Ver- 
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ordnung über das Landschaftsschutzgebiet 'Unte-
res Rotmaintal' im Gebiet der Landkreise Bayreuth 
und Kulmbach und der Stadt Bayreuth vom 
25. März 1988 und der Karten M 1 : 2.500 zur Ver-
ordnung des Landkreises Bayreuth zur Änderung 
der Verordnung über das Landschaftsschutzge-
biet 'Unteres Rotmaintal' im Gebiet der Land-
kreise Bayreuth und Kulmbach und der Stadt Bay-
reuth vom 21. Juli 2026, die bei der Regierung von 
Oberfranken als höherer Naturschutzbehörde nie-
dergelegt sind, und auf welche Bezug genommen 
wird. 2Weitere Ausfertigungen dieser Karten be-
finden sich bei der Stadt Bayreuth und bei den 
Landratsämtern Bayreuth und Kulmbach als un-
tere Naturschutzbehörde. 

(3) Die Karten werden bei den in Absatz 2 bezeich-
neten Behörden archivmäßig verwahrt und sind 
dort während der Dienststunden allgemein zu-
gänglich." 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt des Landkreises Bayreuth in 
Kraft. 

Hinweis nach Art. 52 Abs. 7 BayNatSchG: 

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 
bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht in-
nerhalb eines Jahres nach der Bekanntmachung der 
Rechtsverordnung schriftlich unter Angabe der Tatsa-
chen, die die Verletzung begründen sollen, bei der für 
den Erlass zuständigen Behörde (Landratsamt Bay-
reuth) geltend gemacht wird. 

Bayreuth, 21. Juli 2026 
Landratsamt Bayreuth 

Florian   W i e d e m a n n 
Landrat 
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Informationen für den Regierungsbezirk 

Aktuelles aus der Regierung 

Personal 

Pressemitteilung vom 14. August 2026 

Regierung von Oberfranken: Sabine Kerner über-
nimmt die Leitung des Bereichs Sicherheit, Kommu-
nales und Soziales 

Die Leitende Regierungsdirektorin Sabine Kerner ist 
neue Leiterin des Bereichs 1 - Sicherheit, Kommuna-
les und Soziales - bei der Regierung von Oberfranken. 
Sie übernimmt das Amt von Abteilungsdirektor Ste-
fan Krug. 

Würdigung von Stefan Krug 

Stefan Krug leitete den Bereich 1 zwölf Jahre mit gro-
ßer Erfahrung, Verantwortungsbewusstsein und per-
sönlichem Engagement. Dabei bewältigte er gemein-
sam mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
zahlreiche anspruchsvolle und herausfordernde Auf-
gaben – von der Organisation und Koordination der 
Unterbringung von Asylsuchenden während der 
Flüchtlingskrise und von Geflüchteten nach Ausbruch 
des Krieges in der Ukraine über die vielfältigen ord-
nungsrechtlichen Herausforderungen während der 
Corona-Pandemie bis hin zu den Verhandlungen zur 
Einrichtung des ANKER-Zentrums in Bamberg. 

Regierungspräsident Florian Luderschmid würdigt die 
langjährige Tätigkeit von Stefan Krug und dankt ihm 
für seinen Einsatz: "Stefan Krug behielt auch in 
schwierigen Situationen stets den Überblick und 
brachte tragfähige Lösungen voran. Wir danken ihm 
herzlich für seinen langjährigen Einsatz für die Regie-
rung von Oberfranken und wünschen ihm für den Ru-
hestand alles Gute und beste Gesundheit." 

Sabine Kerner übernimmt die Bereichsleitung 

"Mit Sabine Kerner übernimmt eine erfahrene Füh-
rungskraft die Leitung des Bereichs 1. Sie hat in ihren 
bisherigen Funktionen immer wieder bewiesen, dass 
sie Herausforderungen mit Kompetenz, Engagement 
und einer ausgeprägten Lösungsorientierung begeg-
net. Ihre Art, unterschiedliche Perspektiven zusam-
menzubringen und auch bei komplexen Fragen den 
Blick für das Wesentliche zu behalten, gibt mir die Ge-
wissheit, dass der Bereich 1 bei ihr in besten Händen 
ist. Für die kommenden Aufgaben wünsche ich ihr 
viel Erfolg und Freude", so Regierungspräsident Flo-
rian Luderschmid. 

Als neue Leiterin des Bereichs 1 steht Sabine Kerner 
an der Spitze eines Teams von rund 200 Kolleginnen 
und Kollegen in sechs Sachgebieten, zu denen unter 
anderem "Staatsrecht, Sicherheit und Ordnung", die 
"Zentrale Ausländerbehörde", "Kommunale Angele-
genheiten" und "Soziales und Jugend" gehören. 

Sabine Kerner ist gebürtige Bayreutherin und verfügt 
über langjährige Erfahrung in der staatlichen Verwal- 

tung. Nach ihrem Studium der Rechtswissenschaften 
an der Universität Bayreuth begann sie ihre berufliche 
Laufbahn im September 2001 bei der Regierung von 
Oberfranken. Im selben Jahr wechselte sie an das 
Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge, wo sie fünf 
Jahre die Abteilung "Bauen und Umwelt" leitete. Nach 
ihrer Elternzeit war sie von November 2008 bis No-
vember 2014 als Geschäftsbereichsleiterin am Land-
ratsamt Bayreuth in den Bereichen "Öffentliche Si-
cherheit und Ordnung" sowie "Ausländer- und Perso-
nenstandswesen" tätig. Im November 2014 führte sie 
der Weg wieder an die Regierung von Oberfranken 
zurück, ins Sachgebiet "Rechtsfragen Gesundheit und 
Verbraucherschutz". Von März 2015 bis Februar 2021 
leitete sie das Sachgebiet "Soziales und Jugend". An-
schließend leitete sie bis Dezember 2025 die Stabs-
stelle Presse und war Pressesprecherin der Regie-
rung von Oberfranken. Seit Januar 2026 verantwortet 
sie das Sachgebiet "Kommunale Angelegenheiten". 

"Ich freue mich sehr auf meine neue Aufgabe und da-
rauf, gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen 
die vielfältigen Themen des Bereichs 1 weiter voran-
zubringen. Die Sachgebiete des Bereichs beschäfti-
gen sich mit Fragen, die die Menschen in Oberfran-
ken unmittelbar betreffen und aktuell besonders im 
Fokus stehen – von Sicherheit und Ordnung über die 
Entwicklung der kommunalen Finanzen bis hin zu so-
zialen Fragen und den Herausforderungen von Migra-
tion, Integration und der Unterbringung von Geflüch-
teten. Gerade deshalb ist mir ein enger Austausch in-
nerhalb der Regierung und mit unseren kommunalen 
Partnern besonders wichtig. Als Bündelungsbehörde 
wollen wir unterschiedliche Perspektiven zusammen-
bringen und gemeinsam gute, praxisnahe Lösungen 
für Oberfranken entwickeln", so Kerner. 

Katastrophenschutz 

Pressemitteilung vom 16. Juli 2026 

Oberfränkische Feuerwehren unterstützen Wald-
brandeinsatz in Mecklenburg-Vorpommern 

Die oberfränkischen Feuerwehren unterstützten die 
Bekämpfung des großflächigen Waldbrandes im Mü-
ritz-Nationalpark in Mecklenburg-Vorpommern. Nach 
einem bundesweiten Hilfeersuchen wurden auf An-
forderung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
Spezialausrüstung und Einsatzkräfte aus Bayern in 
das Schadensgebiet entsandt.  

Die Regierung von Oberfranken koordinierte kurzfris-
tig die Abfrage verfügbarer Ausrüstung im Regie-
rungsbezirk. Dabei konnten insgesamt 72 Kreisregner 
- mobile Beregnungsgeräte zur Waldbrandbekämp-
fung - bereitgestellt werden. Sie stammten aus der 
Stadt Bamberg sowie den Landkreisen Bayreuth, Kro-
nach und Lichtenfels. Die Geräte wurden an der Feu-
erwehrwache Bayreuth zusammengeführt und für 
den Weitertransport in das Einsatzgebiet verladen. 
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Bayerische Einsatzkräfte unterstützen vor Ort

Am Morgen des 16. Juli 2026 machte sich das baye-
rische Fähigkeitsmodul, bestehend aus 36 Einsatz-
kräften der Regierungsbezirke Ober- und Mittelfran-
ken, mit 15 Fahrzeugen auf den Weg in das rund 
500 Kilometer entfernte Mecklenburg-Vorpommern. 
Dort unterstützten sie die örtlichen Einsatzkräfte bei 
der Bekämpfung des Waldbrandes. Neben den Be-
regnungsgeräten führten sie auch umfangreiches 
Schlauchmaterial mit. Die Einsatzleitung lag bei Mit-
telfranken. 

Unterstützung unter schwierigen Bedingungen 

Der Waldbrand im Müritz-Nationalpark breitete sich 
über mehrere Tage hinweg aus und umfasste eine 
Fläche von rund 270 Hektar. Die Löscharbeiten wur-
den durch die Munitionsbelastung des Geländes er-
heblich erschwert. 

Die Regierung von Oberfranken bedankt sich bei allen 
beteiligten Feuerwehren und Einsatzkräften für ihre 
schnelle Einsatzbereitschaft und ihr Engagement bei 
der überregionalen Hilfeleistung. 

Integrationspreis 2026 

Pressemitteilung vom 29. Juli 2026 

Aktion Integration: Regierung von Oberfranken lobt 
Integrationspreis 2026 aus 

Vielfalt bereichert unsere Gesellschaft. Vorausset-
zung dafür ist eine gelingende Integration. Deshalb 
verleiht die Regierung von Oberfranken auch 2026 
wieder den Integrationspreis für Oberfranken. Damit 
werden oberfränkische Initiativen und Projekte aus-
gezeichnet, die mit Kreativität und Herz die Integra-
tion von Menschen mit Migrationshintergrund in be-
sonderer Weise fördern und sich für ein kulturelles 
Miteinander einsetzen. Der Preis soll herausragende 
Leistungen anerkennen und gleichzeitig als Ansporn 
dienen, das Engagement weiterzuführen. Zudem soll 
er die Erfolge sichtbar machen und andere dazu er-
mutigen, ähnliche Initiativen zu entwickeln. Ziel ist es, 
die nachhaltige Integration dauerhaft bleibeberechtig-
ter Personen zu fördern. 

Kommunen, Verbände, Vereine, Selbsthilfegruppen, 
sonstige Initiativen sowie Einzelpersonen können 
sich entweder selbst bewerben oder Kandidaten vor-
schlagen, die in Oberfranken entsprechende Projekte 
durchführen. 

Bewerbungsschluss ist der 30. September 2026. 

Das vom Bayerischen Staatsministerium des Innern, 
für Sport und Integration zur Verfügung gestellte 
Preisgeld in Höhe von 7.000 Euro soll auf vier Pro-
jekte verteilt werden. 

Die Regierung von Oberfranken bittet, Bewerbungen 
oder Vorschläge online mit einer kurzen Darstellung 
des Integrationsprojekts und einigen Ausführungen 
zur Begründung des Vorschlages einzureichen. Das 
Formular finden Sie hier: 
Online-Formular Integrationspreis 2026

Als Ansprechpartner steht Klaus Degel (Tel.: 0921 
604-1583, E-Mail: klaus.degel@reg-ofr.bayern.de) zur 
Verfügung. 

Weitere Informationen 
Integrationspreise der Regierungen; Bewerbung oder 
Einreichung eines Vorschlages - BayernPortal
Gewinner Oberfränkischer Integrationspreis 2025

Bauen 

Pressemitteilung vom 23. Juli 2026 

Krapfen statt Donut - oder "Das Beste muss nach in-
nen": 
Regierung von Oberfranken und Kommunen diskutie-
ren beim "Fachtag Fläche" über Flächensparen und 
guten Städtebau 

Die positive Entwicklung unserer oberfränkischen 
Heimat liegt uns allen am Herzen. Umso erfreulicher 
ist, dass mehr als 100 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer aus Kommunalpolitik und -verwaltung sowie von 
regionalen Entwicklungsinitiativen der Einladung der 
Regierung von Oberfranken zum "Fachtag Fläche" un-
ter dem Motto "Lebenswert kompakt – Innen entwi-
ckeln, Flächen sparen, Zukunft sichern" gefolgt sind. 
Im Landratssaal der Regierung informierten sie sich 
über die Vorteile der Innenentwicklung und der effi-
zienten Flächennutzung für lebendige und zukunfts-
feste Städte und Dörfer. 

Florian Luderschmid, Regierungspräsident von Ober-
franken, begrüßte die zahlreichen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer und ermutigte sie zugleich, dem loh-
nenswerten Weg der Innenentwicklung zu folgen. 
"Wenn engagierte Menschen, moderne Infrastruktur 
und ein starkes Gewerbe zusammenkommen, ent-
steht ein attraktives Ortsbild mit einem lebendigen 
Kern aus Gastronomie, Kultur, Einzelhandel und Woh-
nen", so Luderschmid. "Im Gegensatz zum Donut, bei 
dem in der Mitte gähnende Leere herrscht, gilt für 
Orts- und Stadtzentren wie beim Krapfen: Das Beste 
gehört nach innen." 

Referent Matthias Simon vom Bayerischen Gemein-
detag zeigte in seinem Vortrag zum Thema "Instru-
mente der Innenentwicklung" die Grundlagen einer 
guten städtebaulichen Entwicklung auf und disku-
tierte anschließend mit Vertreterinnen und Vertretern 
oberfränkischer Städte und Gemeinden über Erfolge 
und Hemmnisse bei deren Umsetzung in der kommu-
nalen Praxis.  

Über konkrete staatliche Unterstützungsmöglichkei-
ten informierten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Regierung von Oberfranken aus den Sachgebie-
ten Städtebauförderung und Wohnraumförderung so-
wie vom Amt für Ländliche Entwicklung Oberfranken. 

Abgerundet wurde das Programm durch zwei praxis-
nahe, motivierende Beiträge des Regionalmanage-
ments Kronach Creativ e.V. und der Bürgermeisterin 
Claudia Wust aus der mittelfränkischen Gemeinde 
Neuhof a.d.Zenn. 

https://formularserver-bp.bayern.de/intelliform/forms/bayernportal/bayernportal/Regierungen/rob_s1-008/index?caller=bpmvtdmmdemvqtezrsmqygmojwg5wechnyppwrnygnpnr36a6274573xhygvcjakn36sfgdii3cbutiqrdzg67ytqnqkjf7nxmtbnso2axdehnu43hiz6wpnhmp2eykdf3nfqyhkksd6esjsho3ujx7okd5iape66kiy7kjyqn5qvwhy7lebm46jooigszt5tiojgk3nozhutyc888
mailto:klaus.degel@reg-ofr.bayern.de
https://www.bayernportal.de/dokumente/leistung/787071068863?publish=true&token=273439147114
https://www.bayernportal.de/dokumente/leistung/787071068863?publish=true&token=273439147114
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/presse/aktuelle_meldungen/2026/am001/
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Hintergrund:

Der "Fachtag Fläche" fand als Veranstaltung im Rah-
men der Flächensparoffensive der Bayerischen 
Staatsregierung statt. Organisiert wurde er vom Flä-
chensparmanagement der Regierung von Oberfran-
ken, angesiedelt im Sachgebiet 24 Raumordnung, 
Landes- und Regionalplanung. Ziel des Fachtags war 
es, die Themen Innenentwicklung und Flächensparen 
ins Blickfeld der Kommunalpolitik zu rücken, Unter-
stützungsmöglichkeiten aufzuzeigen und zugleich 
kommunale Vertreterinnen und Vertreter zu Wort 
kommen und über Erfahrungen berichten zu lassen. 

Pressemitteilung vom 3. August 2026 

Straßenbauförderung: 1,08 Millionen Euro staatliche 
Zuwendungen für den Landkreis Bayreuth zur Verbes-
serung der Verkehrsinfrastruktur zwischen Lanken-
dorf und Weidenberg 

Gute Nachricht für den Landkreis Bayreuth: Er erhält 
eine Finanzspritze in Höhe von bis zu 1,08 Millio-
nen Euro. Die nun von der Regierung von Oberfran-
ken bewilligte Förderung dient dem bestandsnahen 
Ausbau der Kreisstraße BT 6 zwischen Lankendorf 
und Weidenberg.  

Verbesserung der Verkehrssicherheit 

Die Kreisstraße ist eine verkehrswichtige Verbindung 
zwischen dem Landkreis Bayreuth und der Stadt Bay-
reuth. 

Vorhandene Mängel machen den Ausbau der Straße 
dringend erforderlich: Risse im Belag, Setzungen und 
Verdrückungen, unzureichende Sichtverhältnisse, 
fehlende Fahrbahnbreite in den Kurven sowie eine un-
stetige Linienführung.  

Die geplante Ausbaustrecke hat eine Länge von rund 
990 Metern. Die Fahrbahnbreite beträgt 5,50 Meter, 
die in Kurvenbereichen für eine gefahrlose Begeg-
nung entsprechend verbreitert wird. 

Die Maßnahme wird im Hinblick auf ein umwelt- und 
ressourcenschonendes Planen und Bauen durchge-
führt. Das bedeutet, dass der Ausbau bestandsnah 
und flächensparend erfolgt, die Verkehrssicherheit je-
doch nachhaltig verbessert wird. Durch den modera-
ten Ausbau entstehen deutlich bessere Begegnungs-
möglichkeiten für Lkw und Pkw sowie geringere Fol-
gekosten für die Unterhaltung. 

Kosten und Förderung 

Die veranschlagten Gesamtkosten betragen rund 
1,58 Millionen Euro, von denen rund 1,35 Millio-
nen Euro zuwendungsfähig sind. Der bewilligte Zu-
wendungsbetrag in Höhe von bis zu 1,08 Millio-
nen Euro bedeutet einen Fördersatz von 80 Prozent 
aus dem Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (Art. 2 BayGVFG). Der Fördersatz be-
rücksichtigt unter anderem die finanzielle Leistungs-
fähigkeit des Landkreises und den Umfang der Bau-
maßnahme. Die Mittel stammen aus dem bayeri-
schen Staatshaushalt. Sie werden vom Bayerischen 
Landtag zur Verfügung gestellt und entlasten somit 
den kommunalen Haushalt.  

Baufortschritt 

Die Bauarbeiten laufen bereits seit Mitte Juni 2026 
und sollen voraussichtlich bis Ende Oktober 2026 
weitestgehend abgeschlossen sein. 

Pressemitteilung vom 3. August 2026 

Anbau eines dritten Fahrstreifens an die Bundes-
straße 505 südlich Hirschaid: Regierung von Ober-
franken erlässt Planfeststellungsbeschluss 

Die Regierung von Oberfranken hat den Planfeststel-
lungsbeschluss für den Anbau eines dritten Fahrstrei-
fens an die B 505 südlich der Anschlussstelle  
Hirschaid in Fahrtrichtung Pommersfelden erlassen. 
Vorhabenträger ist das Staatliche Bauamt Bamberg. 

Mehr Verkehrssicherheit durch zusätzliche Über-
holmöglichkeit 

Die zusätzliche gesicherte Überholmöglichkeit auf ca. 
1,3 km Länge soll die Gefahr riskanter Überholvor-
gänge bei Gegenverkehr und die dadurch bisher auf-
fällig hohe Zahl schwerer Unfälle weiter reduzieren.  

Belange im Planfeststellungsverfahren umfassend 
abgewogen 

Im Planfeststellungsverfahren hat die Regierung von 
Oberfranken die Stellungnahmen von Behörden und 
Kommunen, Vereinigungen, Versorgungsträgern so-
wie privaten Einwenderinnen und Einwendern ge-
prüft und soweit möglich berücksichtigt. Auch und 
insbesondere unter Berücksichtigung der ermittelten 
Umweltbelange konnte das Vorhaben im Rahmen der 
erforderlichen Abwägung zugelassen werden. 

Veröffentlichung des Planfeststellungsbeschlusses 

Die Zustellung, Auslegung und Bekanntmachung der 
Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses erfolg-
ten gemäß § 17 b Abs. 3 Satz 1 FStrG durch Veröf-
fentlichung des Planfeststellungsbeschlusses mit ei-
ner Rechtsbehelfsbelehrung und dem festgestellten 
Plan in der Zeit vom 5. August 2026 bis einschließlich 
18. August 2026 auf der Internetseite der Regierung 
von Oberfranken unter www.reg-ofr.de/pfb. 

Der verfügende Teil des Planfeststellungsbeschlus-
ses, die Rechtsbehelfsbelehrung und ein Hinweis auf 
die Veröffentlichung auf der Internetseite der Plan-
feststellungsbehörde wurden in den örtlichen Tages-
zeitungen bekannt gemacht, in deren Verbreitungsge-
biet sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird 
(§ 17 b Abs. 3 Satz 2 FStrG). 

Mit dem Ende der Veröffentlichungsfrist gilt die Ent-
scheidung dem Träger des Vorhabens, den Betroffe-
nen und denjenigen gegenüber, die Einwendungen 
erhoben haben, als zugestellt. 

Schulen 

Pressemitteilung vom 24. Juli 2026 

Die Regierung von Oberfranken ehrt die besten Ab-
solventinnen und Absolventen der Mittelschulen 

Die Schülerinnen und Schüler der Abschlussklassen 
der Mittelschulen in Oberfranken haben einen guten  

http://www.reg-ofr.de/pfb
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Grund zu feiern: Sie haben ihre letzten Prüfungen ab-
solviert und nun ihren Schulabschluss in der Tasche. 

Auf Initiative der Regierung von Oberfranken wurden 
59 Absolventinnen und Absolventen der Mittelschule 
nun für ihre herausragenden Leistungen im Qualifizie-
renden Abschluss und für den besten Mittleren Schul-
abschluss ausgezeichnet. Die Jahrgangsbesten in 
den neun Schulamtsbezirken erhielten die Urkunden 
von ihrer jeweiligen Schulaufsicht vor Ort. Dabei wa-
ren Vertreterinnen und Vertreter der Handwerkskam-
mer für Oberfranken, der Industrie- und Handelskam-
mer für Oberfranken Bayreuth, der Industrie- und 
Handelskammer zu Coburg, lokale Politikerinnen und 
Politiker sowie weitere Gäste anwesend.  

Der Regierungspräsident von Oberfranken, Florian 
Luderschmid, ging bei seinem Grußwort im Land- 
ratsamt Kronach auf die hinter den Absolventinnen 
und Absolventen liegende intensive Lernphase ein 
und wagte den Ausblick in die nähere Zukunft: "Ge-
stärkt durch Ihren Erfolg können Sie nun den nächs-
ten Schritt in Richtung Ausbildung, Beruf oder weiter-
führender schulischer Abschlüsse gehen. Je klarer 
Ihre Zukunftspläne sind, desto zuversichtlicher wer-
den Sie Ihren Weg beschreiten." Der Regierungsprä-
sident betonte die Rolle eines Netzwerkes aus unter-
stützenden Personen und machte Mut, Umwege 
oder Rückschläge als Lernchancen und Möglichkeit 
zur Kurskorrektur zu begreifen. 

Regierungsvizepräsident Thomas Engel überbrachte 
im Schulamtsbezirk Coburg bei der Feierstunde an 
der Mittelschule Rödental-Oeslau die herzlichsten 
Glückwünsche. An die Jugendlichen gewandt äu-
ßerte er die Hoffnung, dass sich aus den Reihen der 
Prüfungsbesten einige für einen Ausbildungsberuf 
entscheiden: "Im Handwerk, in der Industrie oder im 
Dienstleistungssektor steht eine Vielzahl von Berufen 
mit aussichtsreichen Karrierechancen zur Verfügung. 
Ich würde mir wünschen, dass diese Möglichkeiten 
so attraktiv für Sie sind, dass Sie diese nutzen möch-
ten. Das Fachkräftemangel‑Problem in vielen gesell-
schaftlich bedeutsamen Bereichen kann nur gelöst 
werden, wenn junge Menschen sich mit vollem Ein-
satz in den relevanten Berufsfeldern engagieren." 

Stefan Kuen, Leiter des Bereichs Schulen der Regie-
rung von Oberfranken, gratulierte im Landratsamt 
Lichtenfels den erfolgreichen Schülerinnen und Schü-
lern. Auch er drückte seine Hoffnung aus, dass diese 
sich zukünftig mit ihren Kompetenzen einbringen: "Ich 
gratuliere Ihnen zu Ihren herausragenden Leistungen 
und hoffe, dass Sie nicht nur über ein solides fachli-
ches Fundament verfügen, sondern auch digital kom-
petent, sozial engagiert und zukunftsorientiert sind. 
Als aktive Bürgerinnen und Bürger haben Sie die 
Möglichkeit, das gesellschaftliche Miteinander zu 
stärken, die regionale Wirtschaft zu unterstützen und 
gleichzeitig Verantwortung für Umwelt und Demokra-
tie zu übernehmen. Große Ziele, bei deren Erreichung 
aber jeder kleine Ihrer Schritte zählt." 

Bei der Veranstaltung in Wunsiedel würdigte Alexan-
der Wunsch, Leiter des Sachgebietes 40.1 an der Re-
gierung von Oberfranken, die Leistungen der Absol- 

ventinnen und Absolventen. Er nahm Bezug auf deren 
persönliche Entwicklung: "Für die Zukunft wünsche 
ich Ihnen, dass Sie die Fähigkeit weiterentwickeln, 
Herausforderungen zu meistern und aus Fehlern zu 
lernen. Zeigen Sie sich offen und tolerant und kom-
munizieren Sie stets klar und respektvoll. Das ist für 
die Ausbildung ebenso wichtig wie für das Zusam-
menleben in der Gesellschaft." 

Fotos der Absolventinnen und Absolventen aus allen 
neun Schulamtsbezirken finden Sie in unserer Media-
thek. 

Pressemitteilung vom 23. Juli 2026 

Wenn der Landratssaal zum Kino wird: Regierung von 
Oberfranken verleiht Preise für die besten Filme des 
SMV-Film-Wettbewerbs der Mittel- und Förderschu-
len "An unserer Schule spukt es!" 

Fünf strahlende Gewinnerteams nehmen Preise ent-
gegen  

Es spukt an der Schule? Die Schülerinnen und Schüler 
der Schülermitverantwortung (SMV) der oberfränki-
schen Mittel- und Förderschulen gingen dem Rätsel 
auf den Grund. Was sie da wohl entdeckten? Sind 
Geister wirklich böse? Fühlen sie sich nur ausge-
schlossen? Oder steckt der Hausmeister dahinter?  

Aufgabe des diesjährigen SMV-Film-Wettbewerbs 
unter der Überschrift "An unserer Schule spukt es!" 
war es, eine gruselige Geistergeschichte zu erzählen. 
Dabei bewiesen die Schülerinnen und Schüler der 
SMV in den Filmen viel Mut und setzten sich für Ak-
zeptanz und Freundschaft und gegen Ausgrenzung 
ein. Zugleich demonstrierten die teilnehmenden 
Schulen ihre filmischen Qualitäten: Es wurden Tricks 
und Effekte verwendet, um Spannung zu erzeugen, 
verschiedene Einstellungsmethoden erprobt und 
schauspielerische Höchstleistungen gezeigt.  

Ausgezeichnet wurden:  

1. Platz: Werner-Grampp-Schule, Kulmbach 

"Spuken – nur mit Respekt" - auch Gespenster müs-
sen das Spuken lernen! Erst im Keller vergessen und 
dann im Schulalltag als Mitschülerinnen und Mitschü-
ler in der Klasse - wie das geht, zeigt der Film der 
SMV der Werner-Grampp-Schule.  

2. Platz: Schule am Hofgarten, Coburg 

"Raum 13" – vor diesem Zimmer haben alle Angst. Die 
Schülerinnen und Schüler der SMV gehen der Sache 
auf den Grund und erlösen so einen gepeinigten 
Geist, dem in seiner Schulzeit übel mitgespielt wurde.  

Schule am Martinsberg, Naila  

"Heute Nacht um 24 Uhr!!" – Wenn die Bücher aus 
dem Regal kippen, die Uhr von der Wand fällt und so-
gar die Schwimmbretter umherfliegen, dann spukt es 
in der Schule am Martinsberg. Nur die SMV kann her-
ausfinden, was um Mitternacht im Schulhaus vor sich 
geht, während der Lehrer noch mit einem Stapel 
Hefte und dem ByCS-Messenger kämpft.  

3. Platz: Don-Bosco-Schule Stappenbach, Burgebrach 

"Es war einmal ein Horrorfilm" – Wenn in der Don-
Bosco-Schule Türen verschlossen und geisterhafte  

https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/presse/mediathek/index.html
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Klänge zu hören sind, dann bemerkt ein Schüler: "Also 
in einem Horrorfilm würde jetzt einer verschwinden" 
und es verschwindet ein Mitschüler. Warum das so 
ist und wer dahintersteckt, zeigt das Film-Team der 
SMV. Ob wohl alle Schülerinnen und Schüler nach 
dem Dreh wieder aufgetaucht sind?  

Mittelschule Marktredwitz  

"Mut und Freundschaft – Nachsitzen macht keinen 
Spaß!" Aber was drei Schülerinnen und Schüler in der 
nächtlichen Alexander-von-Humboldt-Schule erleben, 
lehrt den Zuschauer das Gruseln. Keine Lehrer, kein 
Licht und ein unheimliches Knurren. Wie kommen sie 
da nur wieder raus? Wären da nicht Herr Beer und 
Carlos!  

Die Preise überreichte Stefan Kuen, Bereichsleiter 
Schulen an der Regierung von Oberfranken, gemein-
sam mit den Jurymitgliedern und Laudatoren Dr. 
Thomas Mück-Rönsch (Sachgebietsleiter Förderschu-
len), Kathrin Sigg (Regierungsschuldirektorin), 
Thomas Bordfeldt (Berater Digitale Bildung), Martina 
Kurzac (SMV-Fachreferentin Förderschulen) und Uwe 
Wagner (Berater Digitale Bildung Mittelschulen).  

Stefan Kuen gratulierte den Preisträgern und wür-
digte die vielen guten - und gruseligen - Ideen und de-
ren Umsetzung in Kurzfilmen. Im Mittelpunkt der 
Filmgeschichten standen nicht nur die Gespenster, 
Hexen oder vermeintlich übernatürliche Wesen, son-
dern die SMV. Die Schülerinnen und Schüler der SMV 
klären unheimliche Fälle auf, suchen Lösungen und 
integrieren sogar Geister in ihren Schulalltag.  

"Neben euren tollen Geschichten merkt man, mit wie 
vielen kreativen Ideen, Tricks und Engagement ihr 
eure Filme gestaltet habt", betonte Kuen bei der Preis-
verleihung. "Und vor allem sieht man an den Ergeb-
nissen, was ihr als Schülerinnen und Schüler mit der 
SMV erreichen könnt." 

Ernährung und Landwirtschaft 

Pressemitteilung vom 27. Juli 2026 

Verabschiedung im Beruf Hauswirtschaft 2026: Viel-
fältige Facetten und Zukunftsperspektiven in einem 
traditionellen Ausbildungsberuf 

In einer stimmungsvollen Feier hat die Regierung von 
Oberfranken 33 Absolventinnen und Absolventen der 
Hauswirtschaft aus Oberfranken und Thüringen in 
ihre berufliche Zukunft entlassen. Mit Stolz nahmen 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihre Zeugnisse 
und Urkunden entgegen und freuten sich über ihren 
erfolgreichen Abschluss. 

Feierliche Verabschiedung markiert zugleich einen 
Neuanfang 

Die Freisprechungsfeier war nicht nur eine Verab-
schiedung, sondern auch ein Fest der Anerkennung 
und des Neuanfangs. Die anwesenden Ehrengäste, 
darunter Vertreterinnen und Vertreter verschiedener 
Behörden, Schulen, Verbände und Institutionen, wür-
digten die Leistungen der Absolventinnen und Absol- 

venten und betonten die Bedeutung der hauswirt-
schaftlichen Berufe in unserer Gesellschaft. Marion 
Warmuth, Stellvertretende Oberfränkische Bezirks-
bäuerin, adelte die frischgebackenen Hauswirtschaf-
terinnen und Hauswirtschafter als Fachleute der länd-
lichen Heimat, die sie zukunftsfähig machen. 

Michael Hofmann vom Sachgebiet "Bildung in der 
Land- und Hauswirtschaft" der Regierung von Ober-
franken hob in seiner Ansprache die zahlreichen Fort-
bildungsmöglichkeiten hervor, die den neuen Fach-
kräften für Hauswirtschaft nun offenstehen. Er be-
tonte die Bedeutung des Lebenslangen Lernens, ge-
treu nach dem Motto "Lernen ist wie Rudern gegen 
den Strom. Hört man auf, treibt man zurück." 

Katharina Köhler von der Landwirtschaftsschule 
Münchberg, Abteilung Hauswirtschaft, gab einen kur-
zen Einblick in die Zeit an der Schule. So wurden zum 
Beispiel Superfood und regionale Lebensmittel einge-
hend behandelt und kontrovers diskutiert. Auch das 
Qualitätsmanagement kam nicht zu kurz ("wer eins 
hat, lebt besser und gelassener"), außerdem stellte 
sie die essentielle Bedeutung der Hauswirtschaft für 
die Gesellschaft heraus.  

Ein besonderes Dankeschön ging an die Ausbilderin-
nen und Ausbilder, Lehrkräfte und Prüfungsaus-
schüsse, die mit ihrem Engagement und ihrer Unter-
stützung maßgeblich zum Erfolg der Auszubildenden 
beigetragen haben.  

Karin Wittmann von der Regierung von Oberfranken 
gab den Absolventinnen und Absolventen bei der 
Übergabe der Zeugnisse die klugen Worte von Theo-
dore Roosevelt mit auf den Weg: "Tu was Du kannst, 
mit dem was Du hast, dort wo du bist".  

Von Ernährung bis Betreuung: Der Beruf Hauswirt-
schaft ist vielseitig 

Die Ausbildung in der Hauswirtschaft ist nicht nur viel-
fältig, sondern auch zukunftsweisend. Von Verpfle-
gungsplanung über Textilpflege bis hin zur Betreuung 
von Personen und Wirtschafts- und Sozialkunde ha-
ben die Absolventinnen und Absolventen vielseitige 
Kenntnisse erworben, die sie nun in verschiedensten 
beruflichen Feldern anwenden können. Besonders 
hervorzuheben ist die Präsentation der geleisteten 
Aufgaben, die nicht nur Fachwissen, sondern auch 
Kreativität und Organisationstalent erfordert. Diese 
Fähigkeiten sind in der modernen Hauswirtschaft von 
unschätzbarem Wert und eröffnen eine Vielzahl von 
beruflichen Möglichkeiten. 

Ob in Senioreneinrichtungen, Krankenhäusern, land-
wirtschaftlichen Unternehmerhaushalten oder zuneh-
mend auch in privaten Haushalten – die Einsatzge-
biete sind so vielfältig wie die Ausbildung selbst. Mit 
ihrem Wissen tragen die Absolventinnen und Absol-
venten nicht nur zur Verbesserung der Lebensqualität 
bei, sondern leisten auch einen wichtigen Beitrag zur 
Nachhaltigkeit, indem sie regionale Produkte in der 
Speisenzubereitung verwenden und so die regionalen 
Kreisläufe stärken. 
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